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Editorial

mus und unsere Demokratie. Wo wir es abgelehnt 
haben, uns dem einen guten Gott zu beugen, werden 
wir unter ein bösartiges Virus gebeugt – mit allem, was 
wir in Europa erreicht haben an Wohlstand, Freiheit 
und Menschlichkeit. Unser Land wird ein anderes sein, 
das spüren viele. Aber was gewinnt die Oberhand? Die 
Zerstörung von allem, was uns lieb und teuer ist, oder 
gewinnt darin eine geläuterte Zukunft? Und wie kann 
diese Zukunft aussehen?

Die Corona-Krise sperrt uns besonders schmerzhaft in 
das abgeschlossene Weltbild der menschlichen Ver-
nunft und der Naturwissenschaften ein. Die konträren 
Empfehlungen der Virologen erschüttern den Glauben 
an die Wissenschaft. Die von Gott autonome Vernunft 
kommt an die Grenzen ihrer Erkenntnis. Wir wollen alles 
kontrollieren, sogar den Tod, und riskieren dafür gerade 
alles, was unser Leben ausmacht. Die größte Gefahr 
scheint nicht das Virus zu sein, sondern die Angst 
davor und Entscheidungen, die aus der Angst ge-
troffen werden, die Kontrolle darüber zu verlieren.

Wir können als Partei einen Beitrag leisten, dass die-
ses materialistische Weltbild Europas, das seit der Auf-
klärung immer mehr geschlossen wurde, aufgebro-
chen wird und ein Fragen nach einer höheren Wahrheit 
einbricht. Zu den online-Gottesdiensten vieler Gemein-
den schalten sich weit mehr Menschen zu, als sie in 
ihren Kirchen hatten. Es geht nicht nur darum, für 
unseren Gottesdienst und die Wiederherstellung unse-
rer bürgerlichen Freiheitsrechte zu kämpfen, sondern 
dass Menschen freiwerden aus ihrer Blindheit und se-
hen: Unser Leben ist nicht in der Hand des Virus 
und auch nicht in der Hand der Regierung, sondern 
in der Hand des lebendigen Gottes. 

In der Verwirrung widerstreitender Weltsichten brau-
chen wir eine neue Aufklärung von Dem, der die Wahr-
heit ist, und der uns Gebote zum Leben gegeben hat. 
Die Aufklärung war nach Kant der „Ausgang des Men-
schen aus seiner selbstverschuldeten Unmündigkeit“. 
Eine neue Aufklärung durch den Geist Gottes ist der 
Ausgang des Menschen aus seiner selbstverschulde-
ten Angst und Selbstüberschätzung. Die Trennung von 
Wissenschaft und Glauben, von Politik und dem Wort 
Gottes muss aufhören. Wir brauchen ein hörendes 
Herz, wie König Salomo bat, um Richtig und Falsch zu 
unterscheiden und das Land zu regieren (1Kön 3,9). In 
dieser „Aufklärung“ können wir als Bündnis C eine 
christlich-politische Stimme sein. 

Ende Februar waren wir mit einem Messestand auf 
dem Willow Creek Leitungskongress in Karlsruhe prä-
sent. Der Kongress mit 10 000 Teilnehmern wurde vor-
zeitig abgebrochen, weil einer der Referenten positiv 
auf das Covid-19-Virus getestet wurde.  

Seitdem hat uns die Corona-Krise im Griff. Die letzten 
zwei Monate waren für unser Land eine Zeit des Fra-
gens und Suchens, was mit uns passiert, und nach 
Antworten, was jetzt getan werden muss, um die Be-
drohung in den Griff zu bekommen. Als Christen fragen 
wir immer auch über das Sichtbare hinaus, was Gott 
damit zu tun hat und was Sein Ruf in der Situation ist. 
Mittlerweile ist unsere Gesellschaft mehr als je zuvor 
gespalten und Widerstand gegen die Regierungsmaß-
nahmen hat sich erhoben. 

Die Beurteilung, ob die Maßnahmen angemessen sind, 
hing in den letzten Wochen davon ab, welchen Stim-
men unter den Virologen man glaubte. Mittlerweile gibt 
es belastbare Daten, wie sich die Pandemie entwickelt. 
Im Zentrum dieses Heftes stehen die Ausführungen ei-
niger Gesundheitsfachleute, die als Berufsgruppe in 
der Krise die zentrale Stellung haben. Sie bringen die 
verschiedenen fachlichen Standpunkte zusammen 
aus epidemiologischer, ärztlicher und gesund-
heitspolitischer Sicht. Wir danken den Autoren für 
ihre gründliche Arbeit! 

Wie bisher sind wir in der Polarisierung der Meinungen 
der Wahrheit verpflichtet und in den Riss zu treten, der 
durch das Land geht. Unser Auftrag ist nicht, einseitig 
Stellung zu beziehen und die Regierung zu stützen 
oder zu stürzen, sondern Frieden zu stiften und Ant-
worten aus unserer christlichen Perspektive zu geben. 
Dazu finden Sie Beiträge zu Impfpflicht und Coro-
na-App, zu unseren Grundrechten und Demokratie, 
zur Rolle der Familien in der Krise und was unsere 
Wirtschaft neu beleben kann. 

Diese Perspektiven sind nicht zu entwickeln ohne 
eine Sicht über das Sichtbare hinaus. Deshalb bil-
den den Rahmen zwei geistlich-theologische Beiträge, 
die den Zustand unserer Gesellschaft unter dem Blick-
winkel des Wortes Gottes anschauen und zur Umkehr 
rufen. Es wird in dieser Krise fast alles erschüttert, was 
vor allem die westliche, postchristliche Welt hochhält: 
Gesundheit, Wirtschaft, Finanzen, Bildung, Wissen-
schaft, Sozialstaat, Kollektivbetreuung der Schwächs-
ten genauso wie Individualismus, Kultur und Touris-

Liebe Mitglieder und Interessenten, 
sehr geehrte Damen und Herren,

Editorial
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Die wirtschaftlichen Folgen des Lockdown werden ab-
sehbar die größere Krise auslösen als das Virus. Bund 
und Länder haben in Schnellverfahren in der deut-
schen Nachkriegsgeschichte beispiellose Schutz-
schirme an Krediten, Garantien und Hilfen beschlos-
sen für Unternehmen, Selbstständige, Beschäftigte, 
Eltern, Krankenhäuser, … Gleichzeitig kommt es zum 
drastischen Einbruch der Steuereinnahmen. Der Bun-
destag setzte die im Grundgesetz verankerte Schul-
denbremse außer Kraft und die EU-Kommission den 
Stabilitäts- und Wachstumspakt. Riskieren wir damit 
einen Kollaps der Finanzsysteme und führen größere 
Erschütterungen selbst herbei? Wir leben nicht im 
Krieg, sondern im Frieden. Was sollen wir tun, 
wenn größere Erschütterungen kommen als ein Vi-
rus? 

Unserer Wirtschaft fehlte schon seit Jahren die Innova-
tionskraft. Wir haben mit einem beziehungsorientierten 
Denken immer wieder darauf hingewiesen, dass Mate-
rialismus und Individualismus, Konsum- und Profit-
orientierung und Schuldenfinanzierung unseres Wirt-
schafts- und Finanzsystems zum Scheitern verurteilt 
sind. Wir werden auch mit einem neuen Großaufgebot 
das System nicht retten. Genauso wenig wird der Ruf 
nach Beteiligungen und Garantien des Staates die 
Wirtschaft beleben, sondern noch mehr strangulieren, 
als es die bereits vorhandene Überregulierung tut und 
wie wir aus der sozialistischen Staatswirtschaft wissen. 

Wir brauchen keinen neuen Kollektivismus, der dem 
Einzelnen und Unternehmern diktiert, was sie zu tun 
haben, sondern verantwortliche Bürger, die Initiative 
ergreifen für ihr Umfeld. Das Markenzeichen einer Ge-
sellschaft, die die Würde des Menschen respektiert, ist 
Freiheit in Verantwortung, nicht grenzenloser Indivi-
dualismus, aber auch kein Diktat des Staates. In dieser 
ideologischen Auseinandersetzung haben unsere Part-
ner in Europa in den letzten 20 Jahren beziehungs-
orientierte Modelle für Wirtschaft und Sozialsys-
teme entwickelt, basierend auf biblischen Prinzipien, 
die unsere Gesellschaft in eine Balance von Kreativität 
und Fürsorge bringen. Der SPD-Politiker Sigmar Gab-
riel schreibt in einem Gastbeitrag für die „Zeit“: 

„Der demokratische Staat kann für den Einzelnen we-
der jedes Lebensrisiko bannen noch alles bezahlen. 
Eine politische Führung, die jeden Tag etwas mehr den 
Eindruck zu vermitteln versucht, sie könne alle Risiken 
durch die Kombination von Verboten und Geld gegen 
Null reduzieren, wird schnell an ihre Grenzen kommen 
– oder diese Grenzen überschreiten. Eine freie Gesell-
schaft kann auf Dauer nicht allein auf den ordnenden 

Karin Heepen

Bundesvorsitzende 
Bündnis C

Editorial

Staat setzen, sondern braucht die Vernunft und Verant-
wortungsbereitschaft ihrer Bürgerinnen und Bürger.“1  

Die jetzigen Erschütterungen der Systeme können 
Neues hervorbringen mit erneuerten Menschen. Auch 
als Christen sind wir Teil der Systeme. Setzen wir unser 
Vertrauen statt auf Vater Staat neu auf Gott Vater. Im 
Chaos wächst die Ratlosigkeit, aber auch die Offenheit 
für neue Antworten. Wir beten im Vaterunser: Dein 
Reich komme. Erwarten wir, dass das Reich Gottes 
jetzt sichtbarer hervortritt, und erbitten wir noch eine 
Zeit der Gnade für unser Land. Bereiten wir uns darauf 
vor, dass Raum entsteht für biblisch fundierte Modelle 
für Politik, Wirtschaft, Finanzen, Gesundheits- und 
Sozialsysteme, auch wenn wir uns es jetzt noch nicht 
vorstellen können. Dazu finden Sie im Heft einen News-
letter der Sallux ECPM Foundation.  

Unser diesjähriger Bundesparteitag findet am 10. 
Oktober 2020 in Fulda statt. Bitte merken Sie sich 
den Termin vor. Was auch immer uns bis dahin erwar-
tet, eins dürfen wir wissen: der Herr der Welt ist in al-
lem in Kontrolle und leitet uns. Dieses Heft bietet keine 
fertigen Antworten. Wir wollen mit Ihnen im Gespräch 
bleiben und freuen uns über Ihr Feedback. 

Die Corona-Krise begann mit der Bußzeit vor Ostern, 
jetzt leben wir auf Pfingsten hin. Christen weltweit sind 
diesen Weg in diesem Jahr sehr bewusst miteinander 
und mit Jesus Christus gegangen. Erbitten wir an die-
sem Pfingsten neu den Geist Gottes, für uns selbst, für 
die Kirche, für uns als Partei und für alle, die jetzt in 
Angst und Unsicherheit sind. Er will uns in alle Wahr-
heit leiten, die wir mehr als je zuvor brauchen.

Ich wünsche Ihnen Gesundheit und Wohlergehen, Got-
tes Schutz für Ihre Familie und Ihr Unternehmen und 
Vertrauen in die Führung des Herrn durch diese Zeit!

Mit herzlichen Grüßen und Segen

1	 Sigmar Gabriel „Mehr als eine Seuche“ https://www.zeit.de/politik/aus-
land/2020-05/corona-folgen-konjunktur-ungleichheit-globalisierung-sigmar-ga-
briel?utm_source=pocket-newtab, 03.05.2020

https://www.zeit.de/politik/ausland/2020-05/corona-folgen-konjunktur-ungleichheit-globalisierung-sigmar-gabriel?utm_source=pocket-newtab
https://www.zeit.de/politik/ausland/2020-05/corona-folgen-konjunktur-ungleichheit-globalisierung-sigmar-gabriel?utm_source=pocket-newtab
https://www.zeit.de/politik/ausland/2020-05/corona-folgen-konjunktur-ungleichheit-globalisierung-sigmar-gabriel?utm_source=pocket-newtab
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Ein kleines Virus

Wir haben uns daran gewöhnt mit Szenarien zu leben, 
die durch gewaltige Umweltschäden, Tsunamis, Terror 
u. ä. ausgelöst werden. Doch mit den Wirkungen eines 
neuen Virus und seinen Möglichkeiten haben wir nicht 
gerechnet. Trotz der Katastrophen, mit denen unser 
Planet täglich konfrontiert wird, waren wir uns sicher, 
dass schließlich jedes Problem von Menschen und 
unseren Fähigkeiten gelöst werden kann. 

Dies scheint diesmal nicht so einfach zu sein. Freilich 
besteht die Möglichkeit, dass ein entsprechendes Se-
rum gefunden wird, das auch diese Krankheit in die 
Schranken weist. Doch wann es gefunden wird und 
eingesetzt werden kann, kann noch ein Jahr dauern. 
Darum haben wir Zeit, uns Gedanken zu machen, ob 
Gott hier seine Hand im Spiel hat und welche Gründe 
er hat, die weltweite Krise passieren zu lassen. Nicht, 
dass er Auslöser dieser Krankheit wäre. Gott führt 
nichts Böses im Schild gegen die Krone Seiner Schöp-
fung. Aber er kann seine schützende Hand zurückzie-

hen, so dass der Widersacher ungestört sein Pro-
gramm zur Vernichtung der Schöpfung einbringen 
kann. 

Jetzt ist die Zeit gekommen, in der wir uns bewusst-
machen sollten, wie radikal unsere Gesellschaft den 
Gott der Juden und Christen aus unserem Leben und 
Planen ausgeschlossen hat. Ganz offensichtlich lebt 
die Mehrzahl unserer Mitmenschen ohne diesen Gott. 
Davon zeugen auch die Medien und Fernsehpro-
gramme. Selbst die Ansprache unserer CDU-Bundes-
kanzlerin war ein einziger Appell an die Bürger, als 
läge es allein in unserer Hand, wie und wann der Sie-
geszug des Corona-Virus gestoppt werden könnte. Si-
cher sind auch die Kirchen an dieser Situation nicht 
ganz unschuldig.

Im Alten Testament finden wir in der Geschichte Is-
raels viele Beispiele für Gottes Gerichtshandeln. Sie 
werden im Neuen Testament ergänzt mit Hinweisen 
auf ein Gericht, dem sich jeder Mensch nach seinem 

Ein mikroskopisch kleines Virus löst eine Krise ungeheuren 
Ausmaßes aus ... 
… und hat die Macht, einen Zusammenbruch der Weltwirtschaft herbeizuführen
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Ein kleines Virus

Wolfgang 
Peuckert

Schatzmeister 
Landesverband 

Hessen

Tod im Jenseits stellen muss. Diese Tatsache wird in 
der heutigen Kirche nur selten erwähnt, obwohl uns 
Gott im stellvertretenden Kreuzestod seines Sohnes 
den Freispruch erwirkt hat. Jesus sagte: „So sehr hat 
Gott die Welt geliebt, dass er seinen eingeborenen 
Sohn (in den Tod) gab, damit alle, die an ihn glau-
ben, nicht verloren werden, sondern das ewige Le-
ben haben.“ (Joh.3,16)

Dass diese Pandemie etwas mit Gott zu tun hat, wird 
zeichenhaft klar, wenn man bedenkt, dass sie in China 
ihren Ausgang nahm. Ein Land, das Gott aus seinem 
Denken und Handeln radikal ausgeschlossen hat. Ein 
Land, in dem Christen gnadenlos verfolgt werden, in 
dem – wie nirgendwo auf der Welt – die Bürger über-
wacht, kontrolliert und manipuliert werden. Doch hat 
sich der Unglaube weltweit ausgebreitet. In nahezu al-
len Ländern stößt das Evangelium bei der Mehrheit der 
Bevölkerung auf verschlossene Ohren und Herzen. 

Wie Gott sein Volk Israel in früheren Zeiten immer wie-
der durch Gerichtshandeln zur Umkehr gebracht hat, 
so möchte Gott seine geliebten Menschen auch heute 
mit verschiedenen Katastrophen daran erinnern, dass 
es ihm nicht egal ist, wenn wir das Ziel unseres Lebens 
versäumen. Angesichts der Not, die das Virus in unse-
rer Zeit auslöst, sollten wir uns eingestehen, dass wir 
nicht nur von Naturgesetzen abhängig sind, sondern 
auch von dem Gott, dem wir diese Gesetze verdanken. 
Er ist heilig. Auch wir dürfen und sollen heilig sein, d.h. 
zu Gott gehören. Darum hat er seinen Sohn gesandt, 
damit wir vor dem Thron des Allerhöchsten Vergebung 
und Rettung empfangen können. 

Mit dem Corona-Virus ist nicht nur die Gesundheit und 
das Leben der Menschheit in Gefahr. Nach Einschät-
zung von Finanz-Fachleuten haben die finanziellen 
Folgen für die Weltwirtschaft eine unabsehbare Macht. 
Jetzt kommt es darauf an, worauf wir unsere Hoffnun-
gen setzen. Wenn unsere Politiker und Banker glau-
ben, durch astronomische Schuldenberge die Krise in 
den Griff zu bekommen, vertrauen sie Mammon, dem 
Gott des Geldes. Es wird Zeit, dass wir uns zwischen 
Gott und Mammon entscheiden.  

Kann es sein, dass diese, weltweit gewaltige Krise den 
Zweck hat, alle Völker für Gottes liebevolles Werben 
um Gemeinschaft mit ihm zu öffnen und das Angebot 
der Erlösung in Jesus Christus anzunehmen? 

„So bitten wir nun an Christi statt: lasst euch ver-
söhnen mit Gott!“ (2.Kor. 5,20). 

Ein mikroskopisch kleines Virus löst eine Krise unge-
heuren Ausmaßes aus und hat die Macht, einen Zu-

EINDRUCK zum Herunter­
laden und Weiterleiten:

Unter eindruck.buendnis-c.de  
können Sie unsere EINDRUCK- 
Hefte online lesen 
und an Inter-
essenten 
weiter
geben.

sammenbruch der Weltwirtschaft herbeizuführen. Das 
ist eindeutig Gottes Handschrift!

Dass diese Pandemie ausgerechnet in der Passions-
zeit ihren Anfang nahm und an den höchsten christli-
chen Feiertagen weltweit alle Festgottesdienste ver-
hinderte, ist eine Botschaft an die Kirche und die 
Christen, die ihrer Beziehung zu Gott wenig Bedeutung 
beimessen. Wie sehr er uns liebt, hat er in seinem 
Sohn Jesus Christus gezeigt. Wir sind nach seinem 
Bild geschaffen. Darum bittet er uns inständig: „Rich-
tet nun euer Herz und euren Sinn darauf, den 
HERRN, euren Gott, zu suchen.“ (1. Chron. 22,19)

Im evangelischen Gesangbuch finden wir unter der 
Nummer 372 das Lied: „Was Gott tut, das ist wohlge-
tan, es bleibt gerecht Sein Wille ...“ 1 Unter diesem Lied 
ist ein Vers von Eva von Thiele-Winkler abgedruckt, 
der uns eine große Zukunft verspricht: “Es kommt nicht 
darauf an, dass wir dem Leiden entgehen, sondern 
dass das Leiden seinen Zweck erreicht.“ 
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SARS-CoV-2 Pandemie

Epidemiologische Aspekte der SARS-CoV-2 Pandemie
06.05.2020

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat am 11. 
März 2020 den Ausbruch des Corona-Virus zur welt-
weiten Epidemie (Pandemie) erklärt. Das Ende 2019 
erstmals in China neu aufgetretene Corona-Virus über-
trägt sich von Mensch zu Mensch vor allem als Tröpf-
cheninfektion und kann, anders als die bisher bekann-
ten Corona-Viren, auch zu schweren Infektionen der 
Atemwege und zu Lungenentzündungen (Pneumo-
nien) führen. 

Krankheitsverläufe und Letalität 
Die Krankheitsverläufe variieren stark, von Symptom-
losigkeit bis zu schweren Pneumonien mit Lungenver-
sagen und Tod [1]. Daher lassen sich derzeit keine all-
gemeingültigen Aussagen zum „typischen“ Krankheits-
verlauf machen. Nur 8 – 10 % der in Deutschland 
gemeldeten Fälle mit einer Corona-Virus-Infektion 
muss derzeit stationär behandelt werden [1]. Der so-
genannte Fall-Verstorbenen-Anteil in Deutschland liegt 
nach Schätzungen des Robert Koch-Instituts bei 3,8% 
und ist damit niedriger als der europäische Durch-
schnitt (10,5 %) [1]. Für den Fall-Verstorbenen-Anteil 
teilt man die Zahl der gemeldeten verstorbenen Fälle 
durch die Zahl der gemeldeten Fälle in einer Popula-
tion. Die tatsächliche Anzahl Erkrankter an einer Coro-
na-Virusinfektion wird derzeit sehr wahrscheinlich auch 
in Deutschland unterschätzt. Zur Letalität der Covid-19 
(Corona Virus Disease 2019) Erkrankungen gibt es da-
her für Deutschland keine verlässlichen Daten [1]. Le-
talität beschreibt die Anzahl der verstorbenen Fälle als 
Anteil der Zahl der tatsächlich erkrankten Fälle.

Übersterblichkeit 
Als gesichert kann dagegen angesehen werden, dass 
die Todesfälle in erster Linie ältere, vor allem hochbe-
tagte Menschen mit kardiovaskulären und pulmonalen 
Vorerkrankungen betreffen [2]. In Italien waren nur 
1,7 % der Infizierten unter 20 Jahre alt und es gab nur 
178 Todesfälle unter 50 Jahren (1,2 %). Etwa die Hälfte 
der bisherigen Todesfälle betrafen Menschen > 80 
Jahren, nur 5 % der Todesfälle entfiel auf Menschen 
unter 60 Jahre [2]. Im Gegensatz zu COVID-19 betra-
fen beispielsweise bei der Influenza-Pandemie 
1918 – 19 fast 50 % der Todesfälle die Altersgruppe 
20 – 40 Jahre [2]. 

Der bekannte Epidemiologe John Ioannidis (Stanford 
University, USA) weist darauf hin, dass Corona-Viren 
als typische Erreger von Erkältungskrankheiten jedes 
Jahr für Millionen von Infektionen verantwortlich sind 
und diese Erkältungskrankheiten bei bis zu 8 % älterer, 
multimorbider Menschen mit Komplikationen wie 
Pneumonien tödlich enden [3,4]. Der einzige Unter-
schied zu SARS-CoV-2 könnte sein, dass wir Coro-
na-Virus-Infektionsraten bisher nie in der Bevölkerung 
gemessen haben. 

Eine wichtige Limitation bei der Schätzung der Letalität 
aufgrund oder mit SARS-CoV-2 ist die vermutete hohe 
Dunkelziffer der nicht erfassten Infektionen. Eine aktu-
elle Studie aus China bestätigt eine sehr hohe Dunkel-
ziffer [5]. Die Wissenschaftler schätzen, dass vor den 
Reisebeschränkungen vom 23. Januar 2020 in China 
insgesamt 86 % aller Infektionen nicht dokumentiert 
waren [5]. Nicht dokumentierte Infektionen waren auch 
die Hauptquelle (79 %) der Ansteckung der dokumen-
tierten Fälle mit Covid-19. Die Ergebnisse dieser Stu-
die zeigen, dass eine massive Zunahme der Identifizie-
rung und Isolierung von derzeit nicht dokumentierten 
Infektionen erforderlich ist, um SARS-CoV-2 unter 
Kontrolle zu bringen [5].

In Ermangelung von validen Daten zur Letalität geben 
Angaben zur Mortalität wichtige indirekte Hinweise. 
Dabei wird für einen bestimmten Zeitraum die Anzahl 
der Todesfälle zur Gesamtzahl der Bevölkerung ins 
Verhältnis gesetzt. Wie wirkt sich bisher die Coro-
na-Epidemie in Deutschland auf die Gesamtzahl der 
Sterbefälle aus? Zur Beantwortung dieser Frage stellt 
das Statistische Bundesamt Auszählungen von Ster-
befallmeldungen aller Standesämter dar [6]. Bei der 
Betrachtung des Jahresverlaufes in der Sterbefallsta-
tistik sind die typischen Schwankungen während der 
Grippezeit von Mitte Dezember bis Mitte April zu be-
achten. Auch ohne Corona-Pandemie können die Ster-
befallzahlen in der typischen Grippezeit sehr stark 
schwanken. Im März 2019 starben beispielsweise etwa 
86 400 Menschen in Deutschland, im März 2018 waren 
es 107 100 Verstorbene aufgrund einer schweren Grip-
pe-Epidemie [6]. Im März 2020 mit insgesamt 85 900 
Sterbefällen ist bei einer monatsweisen Betrachtung 
kein auffälliger Anstieg im Vergleich zu den Vorjahren 
erkennbar. Seit der letzten Märzwoche liegen die ta-
gesgenauen Zahlen zwar tendenziell über dem Durch-
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schnitt der Jahre 2016 bis 2019. Im Gegensatz zu an-
deren Regionen in Europa wie z. B. in Italien sind die 
Folgen der Corona-Pandemie in Deutschland bisher 
kaum in der Gesamtsterblichkeit erkennbar. 

Indirekte gesundheitliche Folgen 
Es ist nicht auszuschließen, dass die Covid-19-Pande-
mie weiterhin eine ernstzunehmende Bedrohung dar-
stellt und die bisher erfolgten Maßnahmen das Einzige 
war, was getan werden konnte. Es ist aber ebenso 
möglich, dass durch die derzeit durchgeführten Maß-
nahmen viel größerer Schaden angerichtet wird, als 
durch die Epidemie selbst. Diese Auswirkungen kön-
nen erhebliche negative Folgen für die Gesundheit 
(u. a. Selbstmorde, Verschlechterung der psychischen 
Gesundheit, Herz-Kreislauf-Erkrankungen) sein. Eine 
weitere negative Folge sind verzögert stattfindende 
oder nicht erfolgte medizinische Maßnahmen aufgrund 
Beschränkungen der Versorgung. Eine aktuelle Um-
frage ergab, dass OP-Kapazitätsbeschränkungen zur 
Vorhaltung von Intensivkapazitäten für Patienten mit 
SARS-CoV-2-Infektion Einfluss nehmen auf die kolo-
rektale Chirurgie in Deutschland – auch bei onkologi-
schen Patienten [7]. Die aktuelle Umfrage unter 112 
chirurgisch kolorektalen Spezialisten ergab, dass 87 % 
der teilnehmenden Kliniken aufgrund der Co-
vid-19-Pandemie ihre OP-Kapazität einschränken 
mussten, z. T. auf 20 % der üblichen Kapazitäten [7]. 
Die Mehrzahl der Befragten hielt eine Verzögerung der 
operativen Therapie aus medizinischen Gründen für 
nicht gerechtfertigt. Die Befragung wirft die Frage auf, 
wie viel  Prognoseverschlechterung onkologischer Pa-
tienten für die Kapazitätsvorhaltung von im Wesentli-
chen noch nicht eingetretenen Erkrankungsfällen mit 
Covid-19 in einem hoch entwickelten Industrieland zu 
tolerieren ist [7].

Erst wenn die sogenannte Durchseuchung der Bevöl-
kerung bei 60 bis 70 % liegt, ist die Pandemie unter 
Kontrolle. Derzeit liegt man in Deutschland laut Schät-
zungen des Robert-Koch-Instituts im einstelligen Pro-
zentbereich. Die entscheidende Frage ist daher, wie 
lange die Maßnahmen von social distancing und lock-
down aufrechterhalten werden können, ohne gravie-
rende Konsequenzen für die Gesundheit der Bevölke-
rung zu haben.

Fazit
Es gibt insgesamt noch sehr wenig belastbare epide-
miologische Daten, weder zu Covid-19 selbst noch zu 
den Auswirkungen der derzeit ergriffenen Maßnah-

men. Daher ist aus epidemiologischer Sicht wichtig, 
die gesamte Infektions- und Krankheitslast durch Influ-
enzaerkrankungen sowie deren Folgen in einer reprä-
sentativen Bevölkerungsstichprobe zu erfassen. Zu-
fallsstichproben der Gesamtbevölkerung sollten auf 
SARS-CoV-2 untersucht werden, um die wahre Durch-
seuchungsrate zu erfassen. Gleichzeitig sollten die in-
direkten gesundheitlichen Folgen der Maßnahmen zur 
Eindämmung der Pandemie durch versorgungsepide-
miologische Studien abgeschätzt werden. Aus ge-
sundheitspolitischer Sicht ist zu fordern, dass die bis-
her maßgeblich den öffentlichen Diskurs bestimmende 
kleine Gruppe von Virologen, RKI-Mitarbeitern und 
führenden Bundes- und Landes-Politikern durch ein 
breiteres Expertengremium ergänzt wird. Hierzu soll-
ten neben Klinikern verschiedener Fachdisziplinen 
auch Versorgungsforscher, Public Health-Experten, 
Gesundheitsökonomen und Medizinethiker eingebun-
den werden.
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Eine neue Normalität?

Die Bundesregierung bereitet die Bevölkerung auf 
langandauernde Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Corona-Virus vor. Hier gibt ein Arzt und Psycho-
therapeut seine persönliche Einschätzung zur ak-
tuellen Situation. 

Anmerkung des Verfassers: Trotz mancher Kritik ver-
binde ich damit selbstverständlich die Aufforderung, 
die derzeitigen Auflagen (Versammlungsverbot, Mas-
kenpflicht, ...) zu respektieren und einzuhalten.

 

Mir scheinen die Lockdown-Maßnahmen mittlerweile 
äußerst fragwürdig. Am 15.4.2020 hat das RKI (Epi-
demiologisches Bulletin 17/2020) eine Modellrechnung 
veröffentlicht, nach der bereits am 20./21.3. die effek-
tive Reproduktionsziffer unter 1 gefallen ist. Erst am 
23.3. wurden flächendeckend Schulen, Restaurants, 
Geschäfte usw. geschlossen. Seitdem sank die Repro-
duktionszahl nicht mehr wesentlich und schwankt um 
0,8 – 1,0.

Auf die berechtigte Frage, ob denn die Maßnahmen ab 
dem 23.3. noch irgendwas gebracht haben, gibt es ver-
schiedene Einwände wie die Infektionswelle in Alten- 
und Pflegeheimen Ende März und dass mehr Tests 
durchgeführt wurden. Aber die genannten Einflüsse 
würden dazu führen, dass ohne sie die Reproduktions-
zahl allenfalls noch weiter gesunken, nicht aber über 1 
gestiegen wäre. Rückwirkend kann man also spätes-
tens seit dem 15.4. sagen, dass auch ohne Lockdown 
zuletzt jeder Infizierte im Mittel höchstens einen weite-
ren infiziert hat. Ich befürchte deshalb, dass gerade 
ohne Not eine wirtschaftliche Trümmerwüste produ-
ziert wird. 

Ursprünglich war die Strategie: Man muss das Ge-
sundheitswesen vor Überforderung schützen. Das war 
sehr sinnvoll, vor allem nach den Erfahrungen in Ita-
lien. Seit einigen Wochen wissen wir aber: Unser Ge-
sundheitswesen war zu keinem Zeitpunkt gefährdet, 
wir haben 4× mehr Intensivbetten pro Bevölkerung wie 
Italien, alles lief gut. Statt zu sagen: „Unser Gesund-
heitswesen schafft das, wir können wieder öffnen“, 
wurde eine neue Begründung aus dem Hut gezaubert, 
um alles geschlossen zu halten: Man will nun das Virus 
zurückdrängen. Jeder, der ein wenig von Exponential-
rechnung versteht, weiß: Das Virus lässt sich in abseh-
barer Zeit nicht ausrotten. Das weiß die Bundesregie-

rung auch, deshalb will sie die Maßnahmen solange 
durchhalten, bis ein Impfstoff zur Verfügung steht. 
Wann? Vielleicht Anfang 2021, vielleicht später. Mo-
mentan weiß das keiner. Wir brauchen auch erst mal 
ausreichende Mengen, nicht nur für Deutschland, son-
dern für die ganze Welt. Was für ein Land werden wir 
vorfinden nach 9 – 12 Monaten eingeschränkter Be-
schulung, heruntergefahrener Wirtschaft, ...?

Die Bundeskanzlerin hat Ende April bei einer Presse-
konferenz gesagt, dass selbst wenn die Reproduk-
tionszahl nur auf 1,1 stiege, wir bereits im Oktober an 
die Grenzen unseres Gesundheitswesens kämen. Das 
ist ein untaugliches Argument, um keine stärkere Öff-
nung zu versuchen: Selbst wenn durch Lockerung der 
Maßnahmen die Reproduktionszahl wirklich steigen 
würde, hätten wir bis Oktober noch jede Menge Zeit 
gegenzusteuern. Ein anderes Argument, dessen Sinn 
sich mir nicht recht erschließen mag: Es wäre schlim-
mer, zu lockern und dann wieder anzuziehen, als alles 
angezogen zu lassen. Ist ein dauerhaftes Abwürgen 
der Wirtschaft etwa besser als ein intermittierendes? 

Es wird immer wieder vor der „zweiten Welle“ ge-
warnt, die dadurch besonders gefährlich wäre, weil 
sie flächendeckend ausbräche. Dies ließe sich aber 
dadurch vermeiden, dass man zunächst z. B. in 
einem kleineren Bundesland den Lockdown aufhebt 
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und die Entwicklung im Auge behält, dabei natürlich 
die Risikogruppen schützt. Wenn dann wirklich die 
gefährliche zweite Welle anrollen würde, hätte man 
genügend Kapazitäten im Gesundheitswesen, diese 
aufzufangen. Wenn nicht, könnte man bald flächen-
deckend zur Normalität zurückkehren, und nicht zur 
sogenannten „neuen Normalität“, die keine Normali-
tät ist.

Wie es besser geht, zeigen die Schweden. Sie lassen 
das Virus durch die Bevölkerung wandern und stehen 
mit weiteren Maßnahmen bereit, falls das Gesund-
heitswesen überfordert ist. Außerdem schützen sie - 
sehr wichtig! – die Risikogruppen (Pflegeheime). Auf 
diese Weise wird Schweden das Corona-Problem grob 
geschätzt ca. Anfang Juli gelöst haben, weil ca. 75 % 
der Bevölkerung infiziert und immun sind – ohne grö-
ßere wirtschaftliche Einbußen und mit normaler Be-
schulung. Nun wird hier oft argumentiert, Schweden 
hätte viel höhere Todeszahlen. Abgesehen davon, 
dass die Zahlen derzeit ohnehin nur äußerst grobe 
Richtwerte sind (wir wissen nur, was an Infizierten ge-
testet wurde, und an Tests mangelt es), sind die 
schwedischen Todeszahlen zwar höher als in Deutsch-
land, aber zugleich niedriger als in Frankreich. 

Außerdem sind die aktuellen Zahlen für die Beurteilung 
der Mortalität wertlos: Eine schnelle Durchseuchung 
bringt über einen kurzen Zeitraum hohe Todeszahlen 
(wie aktuell in Schweden?), eine langsame über einen 
langen Zeitraum niedrige Todeszahlen (wie vielleicht in 
Deutschland?). Solange das Gesundheitswesen nicht 
überfordert ist, wird die Gesamtzahl am Ende ähnlich 
liegen (Integral der Todesrate über die Zeit), außer das 
Virus würde aus irgendeinem Grund den Schweden 
mehr ausmachen als den Deutschen. Der Unterschied 
ist, ob ich ein Land über ein Jahr (oder länger) lahm-
lege oder ob ich, wie die Schweden, das Problem nach 
3 – 4 Monaten hinter mir habe. Ich glaube nicht, dass 
man unserem Land einen Gefallen tut, wenn man 
durch den Lockdown Infektionen bei gesunden und fit-
ten Menschen vermeidet – außer es droht eine Über-
forderung der Krankenhäuser. Die werden aber von 
zuvor fitten und gesunden CoV-Infizierten wenig auf-
gesucht. 

Anders ist es natürlich, wenn es einen Impfstoff gibt. 
Dann werden die Todesraten sinken. Nur: das wird 
dauern! Ich fürchte, dass wir bis dahin einen sehr gro-
ßen Schaden angerichtet haben werden. Und der wirt-
schaftliche Einbruch wird zusätzliche Menschenleben 
kosten: Mehr Arbeitslose, weniger Wirtschaftsleistung 
→ weniger Geld im Gesundheitswesen → weniger 

gute Behandlungen → geringere Lebenserwartung. 
Das wird kaum diskutiert.

Außerdem erlebe ich in der Praxis zunehmend die psy-
chischen Folgen bei überforderten (z. B. alleinerzie-
hend erwerbstätigen) Eltern und deren Kindern, die 
beim jetzigen Kurs auf lange Zeit nur eingeschränkt zur 
Schule oder in den Kindergarten gehen können, weil 
die Abstandsregeln keine Vollbeschulung erlauben. 

 Kürzlich habe ich ein Interview mit FDP-Chef Christian 
Lindner gesehen, der einen wichtigen Gedanken ein-
brachte: Wie wir mit strengen Maßnahmen vielleicht 
CoV-Todesfälle vermeiden können (sehr fraglich, 
s. o.), so könnte man mit strengen Maßnahmen im 
Straßenverkehr (z. B. mit rigorosen Tempolimits) auch 
Verkehrstote vermeiden. Aber die Gesellschaft wägt 
bei den Verkehrstoten auch ab, welche Maßnahmen 
verhältnismäßig sind und welche nicht.

 Im Grunde sehe ich auch eine geistliche Thematik: Die 
Angst vor dem Tod. Sobald das Sterben von Men-
schen öffentlich Thema wird, müssen alle Maßnahmen 
ergriffen werden, dies zu vermeiden. Wir können nicht 
damit leben, dass Menschen an Covid-19 sterben. Wa-
rum eigentlich nicht? Weil wir nicht mit dem Tod um-
gehen können?

Meine persönliche Einschätzung: Nach den Bildern 
aus der Lombardei Anfang März war die Vorsicht an-
gemessen. Mittlerweile scheinen mir aber die 
CoV-Löschmaßnahmen deutlich mehr Schaden anzu-
richten als das Feuer.

Dr. med. Martin 
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Die Situation für den Corona Impfstoff ist aber anders 
zu bewerten. Weltweit werden derzeit im Eiltempo über 
100 Impfstoffe getestet. Es wird dabei in Kauf genom-
men, dass die sonst üblichen Maßnahmen der toxiko-
logischen Testung (Tierversuche) nicht wie gewohnt 
durchgeführt werden.

Eine Impfpflicht für Corona, die inzwischen von vielen 
Politikern gefordert wird, wäre ein Massenexperiment 
auf Kosten der Bevölkerung. Aus der Erprobung neuer 
Pharmazeutika wissen wir, dass durchaus schwere, 
aber sehr seltene Nebenwirkungen erst dann statis-
tisch identifiziert werden können, wenn mindestens 
100 000 Personen diese Therapie erhalten haben. Die-
ses Risiko wird in Kauf genommen, nachdem der Nut-
zen der Therapie (Überlegenheit gegenüber einer 
Standardtherapie) zuvor bei Behörden wie dem Institut 
für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswe-
sen (IQWIG) nachgewiesen werden musste.

Im Wettlauf um die Corona-Impfung werden diese Pro-
zesse sehr wahrscheinlich ausgehebelt. Seltene 
schwere Nebenwirkungen, die auch bei Impfstoffen zu 
Behinderungen oder Tod führen können, werden erst 
durch die Massenimpfung aufgedeckt. Im Normalfall 
nehmen Patienten nur nach gründlicher Aufklärung an 
Arzneimittelstudien teil. Bei einer Corona-Impfpflicht 
würden wir alle unfreiwillig an einer bundesweiten „Stu-
die“ teilnehmen müssen. 

Ärzte würden zudem instrumentalisiert, möglicher-
weise einen Impfstoff zu verabreichen, der nicht den 
bisher gültigen Zulassungskriterien entspricht. Oder 
sie werden wegen Verzicht auf die Eigen-Impfung nicht 
mehr im Stand sein, ihre Tätigkeit auszuüben, wie 
auch sämtliche andere Angehörige der medizinischen 
und pflegerischen Berufe. Verantwortliches Handeln 
würde somit zum Verzicht auf die Berufsausübung füh-
ren.

Nach derzeitiger Einschätzung ist eine Impfpflicht für 
Covid-19 weder gerechtfertigt, noch ohne Kenntnis 
des weiteren Verlaufs der Pandemie angemessen. Im 
Wettlauf der Pharmaindustrie sollte die Politik vor al-
lem auch wachsam sein, wo erwartete Milliardenge-
winne die Forschung antreiben, und sich nicht zu Kom-
plizen von Lobbyisten machen!

(Dieser Artikel ist das Gemeinschaftswerk  
verschiedener Autoren)

Diverse Akteure haben sich wiederholt für eine Co-
vid-19-Impfung ausgesprochen – lange bevor ein 
verfügbarer Impfstoff in Sicht ist und ohne die wei-
tere Entwicklung der Pandemie zu kennen. Im „Ent-
wurf eines Zweiten Gesetzes zum Schutz der Be-
völkerung bei einer epidemischen Lage von 
nationaler Tragweite“ von Bundesgesundheitsmi-
nister Spahn fand sich Anfang Mai 2020 die fol-
gende Ergänzung zu § 28 Infektionsschutzgesetz:

„Bei der Anordnung und Durchführung von Schutz-
maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 ist in angemes-
sener Weise zu berücksichtigen, ob und inwieweit eine 
Person, die eine bestimmte übertragbare Krankheit, 
derentwegen die Schutzmaßnahmen getroffen wer-
den, nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft 
wegen eines bestehenden Impfschutzes oder einer be-
stehenden Immunität nicht oder nicht mehr übertragen 
kann, von der Maßnahme ganz oder teilweise ausge-
nommen werden kann, ohne dass der Zweck der Maß-
nahme gefährdet wird. Soweit von individualbezogenen 
Maßnahmen abgesehen werden soll oder Ausnahmen 
allgemein vorgesehen werden, hat die betroffene Per-
son durch eine Impf- oder Immunitätsdokumentation 
nach § 22 oder ein ärztliches Zeugnis nachzuweisen, 
dass sie die bestimmte übertragbare Krankheit nicht 
oder nicht mehr übertragen kann.“ 1

Nach Widerspruch aus der Regierungskoalition und dem 
Kabinett wurde der Passus aus der Gesetzesvorlage 
vorerst wieder gestrichen. Dennoch wurde damit die Tür 
zu einer generellen Impfpflicht in Deutschland geöffnet, 
nachdem im März 2020 bereits eine Masern-Impfpflicht 
für Kinder und zahlreiche Berufsgruppen wie Lehrer, Er-
zieher und medizinisches Personal in Kraft trat – mit 
Bußgeldandrohung bis zu 2 500 € bei Verweigerung. 

Für die Befürwortung einer Impfpflicht wird oft ange-
führt, dass in Deutschland für viele etablierte Impfun-
gen noch nicht einmal 50 % der WHO Empfehlungen 
für den Anteil der Bevölkerung mit Impfschutz erreicht 
werden. Auf diesem Hintergrund sind Empfehlungen 
der Ständigen Impfkommission am Robert-Koch-Insti-
tuts, dass alle Risikopersonen etablierte Impfungen 
wie z. B. Grippeimpfungen erhalten, nachvollziehbar.

1	 https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Down-
loads/Gesetze_und_Verordnungen/GuV/S/Entwurf_Zweites_Gesetz_zum_
Schutz_der_Bevoelkerung_bei_einer_epidemischen_Lage_von_nationaler_
Tragweite.pdf

Mit Impfpflicht gegen Corona?
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https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/Gesetze_und_Verordnungen/GuV/S/Entwurf_Zweites_Gesetz_zum_Schutz_der_Bevoelkerung_bei_einer_epidemischen_Lage_von_nationaler_Tragweite.pdf
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/Gesetze_und_Verordnungen/GuV/S/Entwurf_Zweites_Gesetz_zum_Schutz_der_Bevoelkerung_bei_einer_epidemischen_Lage_von_nationaler_Tragweite.pdf
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/Gesetze_und_Verordnungen/GuV/S/Entwurf_Zweites_Gesetz_zum_Schutz_der_Bevoelkerung_bei_einer_epidemischen_Lage_von_nationaler_Tragweite.pdf
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Corona App

getauscht und in einer Tabelle in der App abgelegt. Es 
werden weder Ort, Datum und Zeit, noch personenbe-
zogene Daten ausgetauscht.

Dies alleine zeigt bereits, dass die App nur funktionie-
ren kann, wenn man die Bluetooth-Technologie am 
Smartphone einschaltet. Gleichwohl bedeutet dies 
aber auch, dass bei einer eventuellen Infizierung die 
Kontaktketten nicht nachvollzogen werden können.

Die Kontaktketten können nur nachvollzogen werden, 
wenn bei einer Infizierung eine Meldung aus der App 
auf einen Server gesendet wird. Auch hier werden nur 
pseudonymisierte Daten gesendet, also der Code von 
der infizierten Person. Jeder App Benutzer kann täg-
lich die Codes von diesem Server abrufen und erfährt 
so, ob Kontakt zu einer infizierten Person bestand. Ist 
dies der Fall, sollte man sich bei einem Arzt melden, 
um zu besprechen, was zu tun ist.

Kommt die Corona App wie beschrieben zum Einsatz, 
halte ich diese für eine gute Sache, um die Verbreitung 
des Virus einzudämmen, gerade wenn immer mehr Lo-
ckerungen des Lockdown folgen werden. Auch den 
Einsatz, wenn Menschen aus den Risikogruppen zum 
eigenen Haushalt zählen, also Menschen mit Vor-
erkrankungen, finde ich sehr sinnvoll.

Dies beruht auf dem Stand 26.04.2020. Bis zur tat-
sächlichen Einführung wird es noch etwas dauern, und 
wie man in den letzten Tagen und Wochen verfolgen 
konnte, ändert sich gerade im Bereich Corona App im-
mer wieder Wesentliches.

Ich werde diese Entwicklung weiterhin sehr genau ver-
folgen. Sollte sich Wesentliches bis zur Einführung än-
dern, werden wir Sie gerne über einen E-Mail-Rund-
brief und/oder unseren Newsletter (diesen können Sie 
jederzeit unter buendnis-c.de abonnieren) informieren.

Aber dem HERRN, eurem Gott, sollt ihr dienen, so wird 
er dein Brot und dein Wasser segnen, und ich will alle 
Krankheit von dir wenden. (2Mose 23,25)

Ich wünsche Ihnen allen viel Gesundheit und Gottes 
Segen!

Heinrich Benz 
Datenschutzbeauftragter Bündnis C

Immer wieder wird von der Politik eine sogenannte Co-
rona App ins Spiel gebracht. Diese soll dabei helfen, 
Kontaktketten ausfindig zu machen, um so die Aus-
breitung des Virus eindämmen zu können.

Eins steht bereits seit einiger Zeit fest: die Corona App 
wird kommen. Sie wird auf freiwilliger Basis eingeführt 
und es besteht keinerlei Verpflichtung, diese App zu 
nutzen.

Die Corona App wird für IPhone und Android-Smart-
phones entwickelt, so dass sie gleichermaßen auf bei-
den Plattformen funktioniert. Hierzu sind die Bundes-
behörden noch in Verhandlungen mit Apple (IPhone 
Hersteller) und Google (Hersteller des Betriebssys-
tems Android), damit die App auch auf diesen Geräten/ 
Betriebssystemen der Hersteller funktionsfähig einge-
setzt werden kann. Dazu müssen die Schnittstellen für 
die verschiedenen Systeme in der App programmiert 
und durch die Hersteller freigegeben werden, damit die 
App eingesetzt werden kann.

Die App befindet sich bereits in der Entwicklung und es 
ist davon auszugehen, dass diese im Laufe des Mo-
nats Juni bereitgestellt wird und aus den entsprechen-
den Stores (Google Play Store und Apple Store) her-
untergeladen werden kann.

Technisch war es bisher so, dass der Bundesgesund-
heitsminister Jens Spahn, die Nutzung der App zentra-
lisiert haben wollte. Dies bedeutet, dass alle erfassten 
Daten (eigene Daten und auch Daten der Kontakte) 
auf einem Server gespeichert werden und bei Bedarf 
„anonymisiert“ ausgewertet werden können.

Hierbei stellte sich die Frage, wer kontrolliert die ano-
nymisierte Auswertung?

Auf Druck der Datenschutzbehörden wurde Herr 
Spahn zu einem Umdenken „gezwungen“. Die Spei-
cherung der Daten findet nur dezentral statt, dies be-
deutet nur auf dem eigenen Smartphone. Es wird auch 
kein Tracking (Aufzeichnung von Geo-Daten / Bewe-
gungsprofile) geben. Die eigenen Daten werden in der 
App pseudonymisiert in Form eines Codes abgelegt. 
Dies so in die Umsetzung zu geben, wurde am 
25.04.2020 entschieden.

Die Corona App nimmt nur über die bluetooth-Schnitt-
stelle Kontakt zu anderen Corona-App Benutzern auf. 
Hierbei wird lediglich der pseudonymisierte Code aus-
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Zwischen Widerstand und Ergebung
Ein postdemokratisches Zeitalter?

Einmal mehr sind die Christen in Deutschland gespal-
ten im Blick auf die Politik, nun über die Verhältnismä-
ßigkeit der Maßnahmen zur Corona-Krise. Der Titel 
dieses Beitrages verweist auf Dietrich Bonhoeffer und 
inwieweit uns das Ringen der damaligen Christen mit 
ihrer Rolle im Dritten Reich heute etwas lehren kann. 
Wofür kämpfen wir inmitten der Erschütterung unserer 
Demokratie?

Zunehmende Polarisierung 
Wir erleben auf der einen Seite die demütige Unterord-
nung von Kirchenleitern und Betern unter die Maßnah-
men der Regierung, bei gleichzeitig voller Konzentra-
tion vieler auf das, was Gott durch diese Situation 
hervorbringen will. Ich bin sehr zuversichtlich, dass der 
Herr mit und durch diese Krise in einer neuen Dimen-
sion Sein Reich aufrichten und auf unsere jahrzehnte-
langen Gebete für unser Land antworten wird. Dass Er 
zu seinen Zielen kommt und Menschen aus der Fins-
ternis ins Licht retten will. Dass Er jetzt beginnt, die 
Ernte einzubringen, und Er uns als Christen dafür zu-
bereitet und ausrüstet. Dass wir noch eine Gnadenzeit 
bekommen und gerade auf Pfingsten hin um eine neue 
Ausgießung des Heiligen Geistes beten können. Und 
dass jetzt eine neue Zeit anbricht, in der wir wachend 
und betend stehen, Salz und Licht sein sollen in den 
dramatischen Umbrüchen. 

Gleichzeitig geschieht dies durch Erschütterungen hin-
durch, an deren Deutung sich die Geister scheiden, ob 
es sich um den Beginn der Wehen nach Mt 24/ Mk 13 
handelt. Vor einigen Monaten hätte sich trotz aller Vor-
aussagen von Krisen wohl niemand vorstellen können, 
dass es ein kleines Virus sein wird, das eine weltweite 
Erschütterung unserer bestehenden Systeme auslöst 
und die Regierenden global zu einer weitgehenden 
Veränderung unseres bisherigen Lebens animiert. 

Vielen Menschen fehlt der Glauben, dass unsere Frei-
heit und Grundrechte vollumfänglich wiederhergestellt 
werden. Es sind nicht nur Verschwörungstheorien 
unterwegs. Als Christen fragen viele, ob es der Beginn 
der Errichtung des endzeitlichen, antichristlichen Re-
gimes ist, was wir mit den weltweiten, in Abstufungen 
ziemlich einheitlichen Maßnahmen der Regierungen 
erleben. Der Ruf nach einer internationalen Ordnung 
wird lauter – im Namen von Gerechtigkeit, Armutsbe-

kämpfung, Regulierung der Märkte. Der allumfassende 
Staat soll es richten.

Die Verordnungen werden mit der Rettung von Men-
schenleben begründet und damit zum großen Teil be-
reitwillig von der Bevölkerung hingenommen oder so-
gar noch strikter gefordert. Grundrechte wurden nicht 
nur weitgehend beschränkt, sondern auch jede in einer 
Demokratie legitime Opposition dagegen ausgeschal-
tet wie auch die Mitsprache der Parlamente. Mit Angst 
wird Feindschaft zwischen den Menschen bis in die 
Familien hinein gesät (jeder kann dich anstecken!) und 
Denunziation gefördert. Selbst wenn die Maßnahmen 
graduell wieder zurückgenommen werden, bereitet 
man – je länger und desto mehr man die Gefahr be-
schwört – so ein Volk auf Diktaturen vor. Begriffe wie 
„Lockerung“ oder „Erleichterungen“ erwecken den An-
schein eines Geschenks oder der Belohnung für gutes 
Verhalten, sind aber unakzeptabel für missliebige Ein-
schränkungen als ultima ratio, die die aktuellen Ver-
ordnungen, wenn überhaupt, in einer freiheitlichen De-
mokratie sein dürfen. Die weitgehende Einigkeit aller 
Parteien und Länder bei der Verfügung der Maßnah-
men ist in einer Bedrohungssituation sicher ein Grund 
zum Danken, jedoch auch ein Alarmzeichen für die Ab-
wesenheit demokratischer Diskurse. Nachvollziehbar 
ist das Misstrauen im Osten Deutschlands groß, wo 
man Freiheit und Demokratie vor gerade erst 30 Jah-
ren erhalten und ein Stück weit auch erkämpft hat. Der 
massivste Widerstand formiert sich jedoch aktuell im 
grün regierten Baden-Württemberg.

Die Vorgeschichte
Das alles ist nicht gänzlich neu. Im Namen der Antidis-
kriminierung werden seit Jahren mit parteiübergreifen-
der Zustimmung Gesetze verabschiedet, die dem Rest 
der Gesellschaft den Willen von Minderheiten auferle-
gen. Kritiker werden der Menschenfeindlichkeit ange-
klagt, in den sozialen Medien gelöscht und aus dem 
öffentlichen Diskurs ausgeschlossen. Der Begriff der 
politischen Korrektheit verharmlost die Bedrohung des 
Rechts auf freie Meinungsäußerung. Immer neue Über-
wachungsgesetze sollen im Namen der Gefahrenab-
wehr die Bevölkerung vor Terroristen und Kriminalität 
schützen, ebenfalls mit wachsender Zustimmung. Par-
teiübergreifend forderten und förderten neomarxisti-
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sche Bestrebungen zunehmend Gleichheit statt Frei-
heit, und der Sozialstaat nahm dem Einzelnen und 
Familien die Eigenverantwortung immer mehr ab. Spä-
testens mit dem Aufstieg national-konservativer Par-
teien dagegen kündigte sich ein postdemokratisches 
Zeitalter an, während jede Seite umso mehr für sich al-
lein demokratisches Denken und Handeln beansprucht.

Viele westliche Staaten haben ihre freiheitlich-demo-
kratische Grundordnung selbst zerrüttet und gleichzei-
tig weiter versucht, sie dem Rest der Welt aufzuerlegen 
mit der Forderung des Respekts der Menschenrechte. 
Natürlich ziehen wir unsere rechtsstaatliche Ordnung 
einer Diktatur vor und stellen uns gegen antidemokrati-
sche Entwicklungen und Regime national und interna-
tional, schon allein, weil von ihnen unsere Freiheit als 
Christen weltweit eingeschränkt und bedroht wird. Aber 
offensichtlich sind auch demokratische Systeme nicht 
vor Unrecht gefeit. 

Im Rückblick auf die Geschichte der Neuzeit sehen wir, 
dass mit dem Beginn der Aufklärung und deren erster 
blutiger politischer Umsetzung in der französischen 
Revolution Republiken und Demokratien errichtet wur-
den, wo kein König mehr die Macht hat, sondern das 
Volk. Der erste Versuch einer Republik und Demokra-
tie in Deutschland führte ins – demokratisch legitimierte 
– nationalsozialistische Regime und damit an den bis-
herigen Tiefpunkt der abendländischen Geschichte. Im 
Blick auf den politischen Wiederaufbau Europas stellte 
Schuman als Gründervater der Europäischen Gemein-
schaft fest: „Demokratie wird entweder christlich sein 
oder es wird sie nicht mehr geben. Eine anti-christliche 
Demokratie wird eine Parodie sein, die entweder in Ty-
rannei oder Anarchie versinkt.“ (Robert Schuman, For 
Europe, Foundation Robert Schuman, 2010, S. 30). 

Im Westen Deutschlands überlagerte das Wirtschafts-
wunder eine geistliche Erneuerung der Nation nach 
dem Zweiten Weltkrieg. Im Osten erstickten der wirt-
schaftliche und politische Umbruch und Konsum nach 
der Wiedervereinigung den zarten geistlichen Auf-
bruch, der mit zum Mauerfall geführt hatte. Gott hat 
unserem Land übergroße Gnade geschenkt mit der 
Wiederherstellung als Nation, mit wirtschaftlicher und 
politischer Stärke. Aber statt Ihm zu danken, sind wir 
immer mehr im Materialismus versunken, und christ-
lich geprägt ist unsere Demokratie schon lange nicht 
mehr. Wie auch, wenn die Mehrheit des Volkes und 
dessen gewählte Vertreter keine Christen mehr sind. In 
einem Pluralismus ohne gemeinsames Wertefunda-
ment kann Demokratie nur die Herrschaft einer Mehr-
heit über Minderheiten sein oder sie wird gänzlich un-
regierbar. Sollte es uns wundern, dass unsere 
Demokratie jetzt mit erschüttert wird?  

Demokratie und Reich Gottes
Was ist in den Veränderungen der weltlichen Herr-
schaftssysteme weiter unser Auftrag als Christen? Das 
Reich Gottes ist keine Demokratie. Da herrscht nicht 
das Volk nach Gutdünken und Mehrheitsmeinung, 
sondern der König. Ist es in den Absichten Gottes, 
dass wir uns weiter für den Erhalt der Demokratie und 
unsere Grundrechte einsetzen? Unser nach dem 2. 
Weltkrieg entstandenes Grundgesetz war von den gu-
ten Geboten Gottes inspiriert. Es sollte mit der Garan-
tie der Grundrechte den Zugriff des Staates auf den 
Menschen verhindern, wie er im Dritten Reich ge-
schah. Aber auch dieses Grundgesetz wurde bereits 
mehrfach manipuliert und missinterpretiert wie zuletzt 
am Aschermittwoch mit dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zur Illegitimität des Verbots kommerziel-
ler Sterbehilfe. Offensichtlich hat auch das Grundge-
setz keinen Ewigkeitswert und kann gekippt werden. 
Sollen wir es verteidigen? 

Das Wirken Gottes und die Rettung der Menschen für 
Zeit und Ewigkeit spielt sich offensichtlich auf einer an-
deren Ebene ab, unabhängig von unserem Gesell-
schaftssystem und dem, wie es verändert wird. Gott 
kann Sein Reich auch inmitten einer Diktatur bauen. 
Wir wissen, dass er das in vielen Ländern der Erde tut, 
wo Christen massiv verfolgt werden. Was ist unser 
Auftrag, wenn totalitäre Regime etabliert werden? Was 
können wir von den Christen lernen, die im Dritten 
Reich widerstanden haben – im Ergebnis ohne etwas 
am System zu ändern? Oder leben wir in einer Zeit der 
Erschütterung der Systeme des Bösen und gleichzeitig 

Querdenken711 Demo in Stuttgart am 9.5.2020
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der Wiederherstellung aller Dinge (Apg 3,21), und wie 
sollen wir darin dem Bösen begegnen? 

Verführung im Namen des Guten 
Im Zusammenhang mit dem Beginn der Wehen lesen 
wir in Mt 24 / Mk 13 von Verführungen, die kommen 
werden, und von Verführern, die sich als säkulare Ret-
ter der Welt präsentieren. Wir hatten in den letzten Mo-
naten Greta Thunberg im Kampf gegen den Klimawan-
del, der fast die gesamte Weltpolitik nachlief, um den 
Planeten zu retten, und der im Namen des Guten nicht 
nur die jüngere Generation folgte. Wir haben jetzt eine 
weitestgehende Übereinstimmung der Weltpolitik im 
„Krieg“ gegen ein Virus, und eine weitgehende Zustim-
mung der Bevölkerung zu den Maßnahmen im Namen 
des Guten, um Menschenleben zu retten. Aus Klima-
leugnern sind Coronaleugner geworden, obwohl beide 
nicht den Sachverhalt, sondern dessen umfassenden 
Geltungsanspruch und den politisch und medial als al-
ternativlos propagierten Umgang damit in Frage stellen. 

Jesus will auch Menschen retten. Aber hier ist der 
Unterschied zwischen Führung und Verführung: Es ist 
die Aufgabe der Politik, bestmögliche Voraussetzun-
gen für die Gesundheitsversorgung der Bevölkerung 
zu schaffen. Wenn Regierungen das aus einer rein na-
turwissenschaftlichen Fokussierung auf ein einzelnes 
Virus und Zahlenreihen tun, kann man aber keine Ver-
hältnismäßigkeit der Entscheidungen erwarten, weil 
der Mensch selbst säkular gesehen mehr ist als ein 
Krankheitsherd und Gesundheit leiblich-seelisch und 

beziehungsmäßig umfassender zu definieren. Vor al-
lem aber bedingt die immanent humanistische Sicht 
des Menschen auf den Menschen zwangsläufig die 
Überhöhung des Staates als Entscheider wie auch die 
Überhöhung des Schutzgutes Gesundheit. 

Wir kennen das allgegenwärtige Credo unserer Gesell-
schaft „Hauptsache gesund“ und ein vermeintliches 
Recht auf Gesundheit, das den Boden für die breite Zu-
stimmung zu den Regierungsmaßnahmen bildet, je-
doch dezidiert im Widerspruch steht zum christlichen 
Credo „Hauptsache Jesus“. Es wurde u. a. Bundes-
arbeitsminister Hubertus Heil mit dem Satz zitiert, es 
gäbe nichts Heiligeres als das Menschenleben, und er 
bezog sich dabei auf Artikel 1 Grundgesetz. Aber be-
deutet, dass die Würde des Menschen unantastbar und 
durch den Staat zu schützen ist, selbstredend, dass der 
Staat es ist, der Menschenleben rettet? Es liegt in der 
Verantwortung der Gesundheitsversorger, Kranken die 
bestmögliche Behandlung zukommen lassen. Dafür 
soll der Staat bestmögliche Voraussetzungen schaffen. 
Aber der Tod ist das Ende jeder Behandlung und jedes 
Lebens. Ein Menschenleben als heilig zu überzeich-
nen, ist eine fromm getünchte Überhöhung des irdi-
schen Lebens, wo Verführung einsetzt auf dem Boden 
des säkularen, humanistischen Menschenbildes. Heilig 
ist Gott und was Ihm geweiht ist. Seine Gemeinde soll 
heilig sein, abgesondert für das Unvergängliche (1Petr 
1,13ff). Das natürliche Menschenleben wird nirgends in 
der Bibel als heilig bezeichnet, sondern ist der Ver-
gänglichkeit dieser Welt unterworfen (V. 24). 
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Nur wo der Mensch seine Stellung im Plan von Schöp-
fung und Erlösung einnimmt, kann man von Regierun-
gen abgewogene Entscheidungen erwarten, die dem 
Land umfassend zum Besten und zur Heilung dienen, 
statt größere Schäden zu produzieren, als das Virus es 
tut. Wo Gott als Vater der Platz genommen wurde, wird 
der Staat an Seine Stelle gesetzt als „Vater Staat“ und 
er nimmt sich eine ihm nicht gebührende Autorität über 
die Menschen, statt einfach nur für Recht und Ordnung 
zu sorgen. Wo der wahre Retter unseres Lebens ab-
handengekommen ist, soll der Staat zum Retter vor 
jeder Gefahr werden, sei es vor dem Virus oder vor 
den wirtschaftlichen Folgen seiner Maßnahmen. Ein 
Betreuer-Staat ist jedoch ein totalitärer Staat, weil er 
den Menschen die Freiheit für ihren Verantwortungs-
bereich nimmt, wo sie für sich selbst und füreinander 
sorgen gemäß dem Subsidiaritätsprinzip. 

Natürlich kann Gott in Seiner Gnade auch solche Ent-
scheidungen unserer Regierenden dem Land auf ir-
gendeine Weise zum Guten dienen lassen. Aber jeder, 
der nicht im Wort Gottes verwurzelt ist, wird in den Ver-
führungen zum Spielball des Bösen – im jetzigen Fall 
des Virus und in ernsteren Erschütterungen, die kom-
men werden. Wo eine Regierung sich als letztverant-
wortliche Instanz sieht, agiert sie zwangsläufig kontroll- 
und angstgetrieben. Sie kann nicht anders, als sich 
selbst vorauseilend jeder Gefahr zu beugen und das 
Volk mit ihren Sicherheits- und Kontrollmaßnahmen zu 
fesseln, um die Gefahr irgendwie beherrschbar zu ma-
chen. Entweder wir begeben uns in die Hand Gottes, 
der wirklich alles in Seiner Kontrolle hat und unser 
Schutz ist, oder wir werden unter ein kleines Virus ge-
beugt mit allem, was uns lieb und teuer ist.  

Unsere Berufung
Uns wurde in den letzten Jahrzehnten von christlichen 
Leitern aus der ganzen Welt immer wieder unsere Be-
rufung als Vaternation zugesprochen. Wo wir im letz-
ten Jahrhundert durch einen falschen Führer der Welt 
zum Verderben wurden, sollen wir anderen Nationen 
zum Guten dienen mit den Gaben, die uns anvertraut 
sind. Diese Berufung kann, meine ich, nur hervorkom-
men, wenn wir Gott-Vater seinen Platz zurückgeben in 
Deutschland. Für eine politische Führung unter der Au-
torität Gottes können wir als Bündnis C den Raum öff-
nen. 

Die Konfrontation von Licht und Finsternis wird abseh-
bar zunehmen. Möglicherweise formiert sich bald ohne 
nennenswerte politische Opposition ein weltliches 
Herrschaftssystem von (Ver-)Führern im Namen des 

menschlich Guten. Was ist unsere Rolle in dieser Kon-
frontation? 

Aufgabe der Kirche ist und bleibt darin, das Evange-
lium zu verkündigen. In der zunehmenden Polarisie-
rung der Gesellschaft werden wir jedoch nur Licht sein 
und dem Frieden dienen können, wo die politische 
Spaltung nicht genauso durch unsere Mitte geht. Wir 
wissen um die Schwäche der gespaltenen Kirche im 
Nationalsozialismus. Ohne eine Einheit in der Wahrheit 
Gottes werden wir zwischen den Fronten zerrieben 
und sind wirkungslos (Joh 17,21). Um diese Einheit ist 
zu ringen und im Heiligen Geist zu bitten. 

Unseren Auftrag als Partei sehe ich darin, die Verfüh-
rungen offenbar zu machen (Eph 5,11f), vor den fal-
schen Propheten zu warnen und die Wahrheit Gottes 
dazu aufzuschließen. In den Verführungen im Namen 
des propagierten Guten gilt es, Gut und Böse zu tren-
nen, für die Wahrheit nach den Maßstäben der Bibel zu 
stehen, Zeugnis zu geben und die Zeichen der Zeit zu 
deuten, so gut wir es verstehen. 

Maßstab ist die Wahrheit in Liebe, um niemanden als 
Person anzugreifen oder zu verurteilen, und die Liebe 
zur Wahrheit. Die Trennung von Person und Sache ist 
eine aus dem biblischen Ethos erwachsene Tugend 
unserer Kultur. Das christliche Ethos verbietet uns 
Polemik und Zynismus, Zorn und Verurteilung der Re-
gierenden. Wir ehren sie als Personen, die eingesetzt 
sind, das Land zu regieren (Röm 13). 

Respekt gegenüber der Obrigkeit schließt aber nicht 
aus, Unrecht beim Namen zu nennen, wenn Gesetze 
geltendes Recht oder noch schlimmer die Maßstäbe 
Gottes verletzen. Denn es gibt schließlich immer Opfer 
ungerechter Gesetze. Auf diese Weise können wir in 
der Konfrontation zwischen Licht und Finsternis christ-
lich-politische Opposition sein und gleichzeitig alterna-
tive politische und ökonomische Antworten anbieten. 
Noch ist Zeit dafür.

Karin Heepen

Bundesvorsitzende 
Bündnis C
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Deutschlands Weg aus der Krise

Eine biblische Perspektive anhand von Jesaja 1 – 6

Eine Analogie auf den Zustand 
unserer Nation?
Gott beginnt zu reden in Jesaja 1, weil er Israel und 
Jerusalem anklagt ob ihrer Unkenntnis über IHN, ihren 
fehlenden Verstand und ihre Anhäufung von Schuld 
und Sünde. Dieses Urteil trifft sowohl die Gläubigen als 
auch die Andersgläubigen des Landes. Einziger Hoff-
nungsschimmer ist ein sogenannter Heiliger Rest, den 
der HERR selbst gelassen hat. 

Gleichermaßen legt er dem Volk aber in Jes 1,13 eine 
Handlungsanweisung vor zu ihrer Errettung, von der er 
gleichermaßen verspricht in Jes 1,18, dass er sofort 
bereit ist die gesamte Schuld der Nation reinzuwa-
schen, wenn Gläubige und Andersglaubende diese 
Handlungsanweisungen erfüllen.  

Für den Fall, dass die Handlungsanweisungen aller-
dings nicht erfüllt werden, kündigt er noch Schlimme-
res an in Jes 1,20 und Jes 3,25. Das Schlimmere ist 
dabei allerdings die Folge des zuvor und weiterhin sün-
digen Verhaltens, trotz des Redens Gottes. Im Kolos-
serbrief 3,25 heißt es hierzu: „Wer Unrecht tut, wird 
das Unrecht empfangen, das er getan hat; und da 
ist kein Ansehen der Person“. Dieser Satz ist des-
halb von besonderer Bedeutung, weil in ihm deutlich 
wird, dass die Probleme nicht von Gott als Bestrafung 
gesandt sind, sondern eine Folge davon, dass die 
Menschen sich von Gott distanzieren.

Insofern ist es von elementarer Bedeutung, dass wir 
uns in der Christenheit, oder zumindest in einem rele-
vanten Teil davon, einig sind, dass Gott durch und in 
dieser Corona-Pandemie zu uns spricht. Papst Fran-
ziskus sagt dazu in seinem Außerordentlichen Gebet 
am 27. März 2020: 

„Wir haben vor deinen Mahnrufen nicht angehalten, wir 
haben uns von Kriegen und weltweiter Ungerechtigkeit 
nicht aufrütteln lassen, wir haben nicht auf den Schrei 
der Armen und unseres schwer kranken Planeten ge-
hört. […] In dieser Fastenzeit erklingt ein eindringlicher 
Aufruf: „Kehrt um“ (Mk 1,15); „kehrt um zu mir von gan-
zem Herzen mit Fasten, Weinen und Klagen“ (Joël 
2,12). Ebenso schreibt er: „Der Anfang des Glaubens 

ist das Wissen, dass wir erlösungsbedürftig sind“1. Und 
eben dieses Wissen ist uns verloren gegangen, was 
uns wieder zu Jes 1,3 zurückführt.

Im Folgenden wird der Versuch unternommen, das 
Wort der aktuellen Situation in Deutschland gegen-
überzustellen, um dem Leser somit die Möglichkeit zu 
geben, zu prüfen, ob eine Anwendung des Textes auf 
die heutige Situation berechtigt ist:

Sie sind voll von Wahrsagerei  
	 Alles wird geglaubt außer Gott
An Ausländern haben sie Überfluss 
	 Viele Menschen wollen in unser Land
Ein Land ist voll von Silber und Gold 
	 Deutschland ist reich
Seine Schätze nehmen kein Ende 
	 Deutschland druckt unbegrenzt Geld
Ein Land ist von Pferden voll 
	 Pferd könnte man als Auto verstehen
Sein Land ist von Götzen voll 
	 Mammon, Ego, Esoterik, …
Ihrer Hände Machwerk beten sie an 
	 Ingenieurskunst als Erfolgsgarant
Geduckt wird der Mensch 
	 Vollzeitarbeit mit zu geringem Lohn
Erniedrigt der Mann 
	 Der Mann ist selten Haupt der Familie
Flieh in den Fels 
	 Kontaktverbot, Quarantäne
Hochmut der Männer 
	 Männer ohne Interesse an Gott

Besonders bedeutsam für die Frage der Übertragung 
auf die heutige Zeit erscheint Jes 2,20, wo es heißt: An 
jenem Tag wirft der Mensch seine Götzen von Sil-
ber und Gold (Deutsche Wirtschaft/ Reichtum), die er 
sich gemacht zur Verehrung, hin zu den Ratten 
(2020 ist der Jahr der Ratte in China, die Virusausbrei-
tung begann mit dem chinesischen Neujahr) und Fle-
dermäusen (Ursprungsträger des Corona Virus laut 
RKI), um sich in Felsspalten und Steinklüften (Quaran-
täne) zu verkriechen vor dem Schrecken des Herrn.  

1	 http://www.vatican.va/content/francesco/de/messages/urbi/documents/pa-
pa-francesco_20200327_urbi-et-orbi-epidemia.html

http://www.vatican.va/content/francesco/de/messages/urbi/documents/papa-francesco_20200327_urbi-et-orbi-epidemia.html
http://www.vatican.va/content/francesco/de/messages/urbi/documents/papa-francesco_20200327_urbi-et-orbi-epidemia.html


Seite 19EINDRUCK – das Magazin für Politik von Bündnis C – Nr. 16 – 2020/2

Weg aus der Krise

Es geht hier nicht um einen Zerstörungsplan Gottes, 
sondern um einen eindringlichen Appell zur Umkehr 
von den falschen Wegen, die die Menschen und auch 
der Staat gerade in den letzten Jahren mehr und mehr 
beschritten haben. 

Bei dieser Krise handelt es sich um einen Appell Got-
tes, dass ihn unser Schicksal kümmert. Ihn kümmert 
das Schicksal:
•	 	eines jeden ungeborenen Kindes, das seiner Fami-

lie und unserer Gesellschaft zum Segen werden soll
•	 	eines jeden Klein- und Schulkindes, das seine El-

tern braucht
•	 	einer jeden Familie, die nicht mehr von ihrer Hände 

Arbeit leben kann
•	 	eines jeden überbeschäftigten Managers, den seine 

Familie braucht
•	 	Alleinerziehender, die Unterstützung benötigen
•	 	unserer Älteren, die sich einen würdevollen Lebens-

abend wünschen
•	 	jedes Bettlers und Armen 
•	 	jedes Gefängnisinsassen in unserem Land.

Aber warum ist Gott gerade dieses Jahr so eindring-
lich? Möglicherweise, weil nicht mehr viel Zeit ist, bis 
JESUS CHRISTUS wiederkommt? Was löst das in uns 
aus – Angst oder Vorfreude? Wie steht es um unsere 
persönliche Beziehung zu Jesus Christus, dem Sohn, 
zum Heiligen Geist, der in uns wohnt, und zum Vater, 
dem Schöpfer, der Himmel und Erde gemacht hat?  

Dabei kann man Gott nun wirklich nicht vorwerfen, 
nicht langmütig im Zorn gewesen zu sein angesichts 
von 45 Jahren Abtreibung mit mindestens 4 Mio. (an-
dere Schätzungen gehen von 8 Mio.) getöteten Kin-

dern in Deutschland. Er war und ist wahrlich langmütig, 
„da er nicht will, dass irgendwelche verloren gehen, 
sondern dass alle zur Buße kommen (2Petr 3,9).

In Jes 3,1ff heißt es weiter: Er nimmt fort

Stütze und Stab 
	 Alles was unser Leben bisher getragen hat
jede Stütze an Wasser 
	 Die andauernde Dürre ist bedrückend
jede Stütze an Brot 
	 Lieferengpässe
den Helden 
	 Fußballer, Künstler, …
den Kriegsmann 
	 Der Zustand unserer Bundeswehr ist kritisch
den Richter 
	 Richter sprechen Recht gegen Gottes Gebot
den Propheten 
	 Die Kirche predigt nicht Gottes Wort
den Ältesten 
� Die Zahl neu geweihter Priester sinkt seit Jahren

Statt guter Ordnungen zieht Aufruhr ein:

Knaben will ich Ihnen geben als Fürsten 
	 Greta Thunberg, …
Mann gegen Mann 
	 Verleumdung und Gewalt im Internet
Der Knabe tobt gegen den Greis 
	 Missachtung der Alten
Ehrlose gegen Würdevolle 
	 Viele meinen, Politiker beschimpfen zu dürfen
Sie prahlen mit Sünde 
	 Sexuelle Unordnung, Prostitution, …

Zwei Worte sind besonders eindrücklich: „Was blieb 
noch zu tun für meinen Weinberg, das ich an ihm 
nicht hätte getan?“ (Jes 5,4). Dies beschreibt die Si-
tuation Deutschlands mit dem Wirtschaftswunder nach 
dem 2. Weltkrieg, Exportweltmeister, Geschenk der 
Deutschen Einheit – und das nach der Vernichtung von 
6 Mio. Juden und all dem Leid, dass wir über die Welt 
gebracht haben. 

Und was tun wir? Wir wenden uns in Deutschland mehr 
und mehr von Gott ab. Die Menschen haben bis hierhin 
noch nichts gelernt, und ein Trend der Umkehr zu Gott 
ist in unserem Land noch nicht erkennbar. Deshalb 
glaube ich auch, dass die Krise noch anhalten wird oder 
wir von einer Krise in die Nächste schlittern werden. 



Seite 20 EINDRUCK – das Magazin für Politik von Bündnis C – Nr. 16 – 2020/2

Weg aus der Krise

Auch aus eigener persönlicher Erfahrung ist mir be-
kannt, wie lange es braucht, um Hochmut in Demut 
umzukehren. Damit Christen nicht meinen, besser 
wegzukommen in Gottes Augen, lohnt ein Blick in Jes 
1,15: „Breitet ihr eure Hände aus, so verhülle ich 
meine Augen vor euch, häuft ihr eure Gebete an, so 
höre ich nicht; denn eure Hände sind voll der Blut-
schuld!“. Dazu würde die erstmalige massenhafte Ab-
sage aller Gottesdienste in Friedenszeiten passen.

Blutschuld mag ein schweres Wort für viele sein. Aber 
aus Sicht von jemandem, der seit 20 Jahren in seiner 
Branche und darüber hinaus erfolglos gegen Abtrei-
bung kämpft, kann ich diese Aussage so gut nachemp-
finden. Letztendlich haben auch die Christen in 
Deutschland sich an die Tötung der Ungeborenen ge-
wöhnt, bei aller Wertschätzung des Engagements we-
niger einzelner tapferer Heldinnen und Helden auf 
Mahnwachen oder Beratungsstellen. Auch jetzt noch 
in diesen Tagen überlegt man, wie man die Abtreibung 
erleichtern kann, in dem man Online-Scheine und 
Scheine nach Telefonberatung ausstellt oder ein Medi-
kament zur Abtreibung zuhause verschreibt. 

Es wird nun dem Leser überlassen, ob diese Verglei-
che zwischen der Beschreibung des damaligen Israel 
und des heutigen Deutschland schlüssig sind. 

Der Ausweg
Wenn aber der grundsätzliche Vergleich erlaubt ist, 
dann ist auch die Anwendung der von Gott benannten 
Schritte in Jes 1,13-17, die uns aus der Krise hinaus-
führen, erlaubt und dringend geboten. In diesem Fall 
müssen wir beginnen, diese Schritte im Kleinen 
und im Großen umzusetzen, um größeres Leid von 
den Menschen in unserem Land und den Unterneh-
men abzuwenden.

Aus Sicht des Autors schenkt Gott uns allen in diesem 
Jahr eine besondere Gelegenheit zur Umkehr und viel 
Anlass zur Hoffnung. Aber die Umkehr sollte sowohl 
individuell erfolgen, als auch kollektiv nach Gottes 
Plan. Dabei darf sie weder beim Einzelnen noch in der 
Gesellschaft zu kurz greifen. 

Es folgt ein erster, ergänzungswürdiger Interpreta-
tionsansatz, um den Ausweg zumindest sichtbar zu 
machen:

1.		 Bringt sinnlose Gaben nicht mehr dar
•	 Investiert in das Reich Gottes!
•	 Bringt den 10ten Teil Eurer Einkünfte freudig ein!
•	 Spendet in der Stille ohne öffentliche Anerkennung!

2.		 Unsere Opfer sind dem HERRN abscheulich
•	 Unser Leben als Hingabe und Gottesdienst
•	 Nicht mein Wille, sondern Dein Wille geschehe
•	 Sucht der Stadt Bestes und betet für sie!

3.		 Es ärgert den HERRN, wie unser Volk mit 
SEINEN Feiertagen umgeht

•	 Achtung des Sabbat / Sonntag als Ruhetag 
•	 Nationaler Buß- und Bettag mit Ausgestaltung 
•	 Nationalfeiertag als Danktag

4.		 Auch Neumondfeste, Frevel und sonstige 
Feste sind dem HERRN verhasst

•	 Blasphemie verbieten in Kunst und Werbung 
•	 Pornografie verbieten 
•	 Reformationstag und Allerheiligen statt Halloween 

und Walpurgisnacht

5.		 Wir sollen uns waschen und reinigen
•	 Buße tun
•	 Beichten
•	 Umkehren
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6.		 Unserer Taten Bosheit sollen wir aus seinen 
Augen schaffen

•	 Gesetzesänderung zur Abtreibung 
•	 Recht auf Selbsttötung und Ehe für alle rückgängig 

machen
•	 Abschaffung legaler Prostitution mittels Strafe für 

Freier

7.		 Wir sollen aufhören das Böse zu tun
•	 Keine Ehen mehr brechen
•	 Keine Menschen in Not an unseren Grenzen ab-

weisen oder ertrinken lassen
•	 Kein Raubbau an der Umwelt

8.		 Wir sollen lernen Gutes wirken zu lassen
•	 Eine Wirtschaft, die dem Menschen dient
•	 Jedem einen Lohn zahlen, von dem er leben und 

seine Familie ernähren kann
•	 Denen beistehen in anderen Ländern, die in Not 

sind

9.		 Wir sollen nach Recht trachten
•	 Freiheit, Recht und Eigentum schützen
•	 Effiziente Strafverfolgung
•	 Korrektur, wo Unrecht per Gesetz zu Recht erho-

ben wurde

10.		Den Unterdrückten leiten
•	 Politik für Familien und Kinder
•	 Menschen ohne Ausbildung oder im Gefängnis 

ausbilden und schulen 
•	 Menschenhandel verfolgen und unterbinden

11.		Wir sollen Waisen Recht verschaffen
•	 Ungeborenen Kindern zum Leben verhelfen und 

Adoption vereinfachen 
•	 Adoptionsrechtsrecht im Ausland prüfen, ob die El-

ternherkunft bewiesen ist 
•	 Sorge für Sozialwaisen und für Waisen aus ande-

ren Ländern

12.		Wir sollen uns um Witwen kümmern und ihnen 
beistehen

•	 Erziehungsgehalt für Eltern und Alleinerziehende 
•	 Mütterrente wie Erwerbsarbeit berechnen
•	 Familienverbund der Generationen stärken

Alles beginnt wie immer mit Gebet und Fasten, durch 
das das Gesagte geprüft werden muss und der Weg 
zur Heilung unseres Landes sozusagen im geistlichen 

Sinne freigeschossen werden kann. Denn die Waffen 
unseres Kampfes sind nicht fleischlich, sondern gött-
lich und mächtig zur Zerstörung von Festungen, indem 
wir Vernunftschlüsse zerstören (2Kor 10,4).

Unsere Chance 
Am Ende dieser Zeit könnte eine gewaltige Verände-
rung Deutschlands stehen, als …

•	 ein Land, dessen Menschen sich einander zuwen-
den, statt sich spalten zu lassen

•	 ein Land, dass sich um die Armen innerhalb und 
außerhalb seiner Grenzen kümmert

•	 ein Land, dass seine Kinder nicht der Wirtschaft op-
fert

•	 ein Land, dessen Firmen Gott und den Menschen 
dienen, und nicht dem Mammon

•	 ein Land das wehrhaft ist gegen Bedrohungen von 
innen und außen

•	 ein Land, dass alle Gründe beleuchtet, an denen 
seine Menschen zu früh sterben

•	 ein Land, das einen glaubwürdigen Wechsel seiner 
Helden vollzieht 

•	 ein Land das sich nicht länger blind und naiv vom 
Ausland abhängig macht

•	 ein Land, das seinen Gott wieder lieben und ehren 
lernt

•	 ein Land, dass sich wieder nach Gottes Geboten 
ausrichtet

•	 ein Land, das hilft, Europa nach Gottes Gebot zu 
reformieren

•	 ein Land, das Afrika auf Augenhöhe als gleichbe-
rechtigten Kooperationspartner achtet und unter-
stützt. 

Frank  
Brandenberg

Landesverband 
Rheinland-Pfalz
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Wirtschaft, Menschenwürde und Beziehungen 

Unsere Partner in Europa haben in den letzten 20 
Jahren beziehungsorientierte Modelle für die Wirt-
schafts-, Finanz- und Sozialpolitik entwickelt, ba-
sierend auf biblischen Prinzipien, die unsere Ge-
sellschaft in eine Balance von Individualrechten 
und Gemeinwohl bringen können. In der Coro-
na-Krise wird zu sozialer Distanz und gleichzeitig 
zu gegenseitiger Fürsorge aufgerufen. Der fol-
gende Newsletter der Sallux ECPM Foundation zu 
Ostern 2020 greift die Herausforderungen der Krise 
auf und eröffnet eine Perspektive für die Reform 
unseres wirtschaftlichen und politischen Denkens.

Lieber Leser,
Wir haben tiefes Mitgefühl mit denen, die bei dieser 
Pandemie ihre Angehörigen verloren haben. Wir beten 
für alle, die positiv getestet wurden und sich im Kran-
kenhaus befinden, und wir beten auch für ihre Familien 
und Betreuer. Als Sallux wünschen wir besonders all 
jenen alle Kraft, die in unserem Netzwerk aus Mitglie-
dern, Partnern und Freunden betroffen sind.

Wir alle wissen, dass jetzt wirklich alles anders ist. Es 
wird schon schwer, sich vorzustellen, wie es in „norma-
len Zeiten“ war, die erst ein oder zwei Monate zurück-
liegen. Die Auswirkungen dieser Krise greifen sehr tief, 
bis in die existenzielle Ebene hinein. Diese Krise ist 
existentiell auf der menschlichen Ebene und auf der 
Ebene all unserer wirtschaftlichen und politischen Phi-
losophien und Systeme. Was wir erleben, ist so viel-
schichtig, dass es buchstäblich alles in unseren Ge-
sellschaften erschüttert.

Wir alle sind zerbrechliche 
Menschen mit der gleichen 
Menschenwürde
Niemand kann angesichts dieser Krise so tun, als sei 
er unbesiegbar. Diese Epidemie hat die Illusion des 
starken autonomen Individuums beendet. Wir sind ver-
letzliche Menschen, die oft versuchen, das Gegenteil 
zu behaupten, dies aber diesmal nicht können. Wäh-
rend wir unsere gemeinsame Verwundbarkeit wieder-
entdecken, entdecken wir auch, dass wir auf eine ge-
meinsame Vorstellung von der gemeinsamen 
Menschenwürde angewiesen sind. Worauf sonst kön-
nen wir zurückgreifen, wenn wir auf die Fürsorge ande-
rer Menschen angewiesen sind?

Familie und Kooperation statt 
individualistischer Konkurrenz
Diese Schlussfolgerung lässt keine andere Wahl, als 
all jene Ideen und Systeme neu zu bewerten, die auf 
der Idee des individualistischen Wettbewerbs der Star-
ken und Fähigen beruhen. Wenn es hart auf hart 
kommt, scheinen wir stattdessen auf Familie und Zu-
sammenarbeit angewiesen zu sein. Es ist jetzt klar, 
dass die Existenz von Familie und Kooperation die 
„stille“ Garantie und soziale Basis in der Gesellschaft 
ist, die den Wettbewerb der Starken und Fähigen er-
möglicht. Diese Situation zeigt auch, dass Märkte und 
Wettbewerb von einer funktionierenden Regierung und 
von der fürsorgenden Seite unserer Gesellschaften ab-
hängen. Ein großer Teil der Wirtschaft kann einfach 
nicht funktionieren, wenn Bildung und Kinderbetreuung 
nicht mehr vorhanden sind. Die Wirtschaft kann nicht 
funktionieren, wenn es keine integrative Gesundheits-
versorgung gibt. Die Wirtschaft kann nicht unabhängig 
von der Gesellschaft funktionieren. Das war schon im-
mer so, wie wir als Sallux betont haben, aber diese 
Wahrheit wurde nicht ausreichend wahrgenommen 
und hatte nicht die nötige Gewichtung. Die Frage ist, 
ob sich dies jetzt ändern wird, da wir die wirkliche Rea-
lität erfahren haben, statt der Illusion, in der wir zu le-
ben glaubten.

Die Notwendigkeit, unsere Wirtschaft 
grundlegend an die wirklichen 
Bedürfnisse anzupassen  
Wir alle sind plötzlich aufgewacht und wussten, wer 
„systemrelevante Arbeitskräfte“ sind. Unsere lebens-
wichtigen Mitarbeiter sind Krankenschwestern, Ärzte, 
Lastwagenfahrer, Kassierer, Kartonabfüller in Super-
märkten, Kuriere, die Pakete ausliefern, und Lehrer. 
Unsere Wirtschaft ist letztlich dazu da, das Leben zu 
erhalten, und daher zutiefst beziehungsorientiert und 
abhängig von denen, die bereit sind zu dienen. Wir ap-
plaudieren (zu Recht) den couragierten Beschäftigten 
im Gesundheitswesen, die nun im Gegenzug (zu 
Recht) fordern, dass ihre Gehälter und Unterstützung 
endlich entsprechend angepasst werden. Diese Situa-
tion hat die Frage der gerechten Bezahlung wieder auf-
geworfen. Im weiteren Sinne hat die Situation gezeigt, 
dass die Finanzströme nicht dort sind, wo sie sein soll-
ten, wenn wir den tatsächlichen Bedarf berücksichtigen 
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und wo das tatsächliche Angebot und die tatsächliche 
Nachfrage sind. Wie auch immer diese Krise ausgeht, 
wir stecken da alle gemeinsam drin, und der Finanz-
sektor wird zur Lösung beitragen müssen, anstatt wei-
terhin Finanzmittel aus der Realwirtschaft abzuziehen.

Veränderung ist offensichtlich 
möglich, warum haben wir es nicht 
schon früher getan? 
Die Tatsache, dass es den Regierungen plötzlich mög-
lich ist, weitreichende Maßnahmen zur Unterstützung 
der Arbeitnehmer und der Realwirtschaft einzuführen, 
wirft eine interessante Frage auf und gibt einen wichti-
gen Hinweis auf die Zukunft. Wenn es jetzt möglich ist, 
der Realwirtschaft, den kleinen und mittleren Unter-
nehmen und den Arbeitnehmern Vorrang einzuräu-
men, was hat uns dann früher davon abgehalten?  Ist 
etwas dran an der Vorstellung, dass konventionelle 
wirtschaftliche Argumente hauptsächlich dazu dienten, 
den Status quo zu wahren und Besitzstandsinteressen 
zu bedienen, ohne die tatsächlichen Bedürfnisse der 
Mehrheit zu berücksichtigen? Deshalb ist es so wich-
tig, dass der Economic Summit (eine unserer Mit-
gliedsorganisationen) das „Center for Economics & 
Mutuality“ initiiert hat, das auf der gemeinsamen Arbeit 
aufbaut, die seit 2014 zusammen mit Sallux geleistet 
wurde. Wir brauchen eine tiefgreifende Reform unse-
res wirtschaftlichen Denkens, um die Politik entspre-
chend anzupassen. Wir gratulieren dem Economic 
Summit zu diesem Schritt in die richtige Richtung. Wir 
brauchen wissenschaftliche, evidenzbasierte Antwor-
ten ungeachtet der menschlichen Schwächen und 
Mängel in der Wissenschaft. […]

Wir alle stecken hier gemeinsam drin
„Wir stecken da alle gemeinsam drin“ wurde in den 
letzten Wochen so oft kommuniziert, dass es unmög-
lich ist, es zu ignorieren. Wenn das stimmt, dann stimmt 
auch noch etwas Anderes: Es ist von Bedeutung, was 
außerhalb unserer nationalen und EU-Grenzen ge-

schieht, da es uns betreffen wird. Sallux ist oft dort ge-
wesen, wo die Themen, die uns beeinflussen, begin-
nen: am Ursprung von Problemen, die oft nicht in 
Europa, sondern außerhalb Europas liegen. Das be-
deutet, dass wir internationale Solidarität mit den Men-
schen und Gemeinschaften brauchen, die bedroht und 
unterdrückt werden. Auf dieses Weise erkennen wir 
unsere gemeinsame Menschenwürde an. Wenn sie 
ihre grundlegenden Freiheiten genießen können, ent-
decken wir, dass sie der Schlüssel zur Lösung von 
Problemen sind, die internationale Auswirkungen ha-
ben. Diese Krise zeigt jedoch auch, dass autoritäre Re-
gime nicht Teil der Lösung sind, sondern die Ursache 
von Problemen und der Grund dafür, dass diese Prob-
leme fortbestehen. Deshalb brauchen wir die EU. Die 
EU befindet sich in einer Krise, da sie versucht, die 
Forderungen der Wähler in den Mitgliedsstaaten mit 
der Notwendigkeit europäischer Solidarität in Einklang 
zu bringen. Wir stellen erneut fest, dass die EU nur 
dann eine Zukunft hat, wenn sie sich in einem neuen 
Gleichgewicht zwischen diesen beiden Realitäten re-
formieren kann, die beide auf der Menschenwürde ba-
sieren.    

Wir sind nicht allein
In vielen europäischen Ländern findet die Zivilgesell-
schaft Wege, um Menschen zu erreichen, die allein zu 
Hause sind und/oder denen es an wesentlicher Hilfe 
mangelt. Für sie und viele von uns mag es sich so an-
fühlen, als ob wir allein sind und dass es wenig Hoff-
nung für die Menschheit gibt.

Der niederländische Premierminister erklärte öffent-
lich, dass „Ostern ein Fest der Hoffnung ist“, nachdem 
er sehr öffentlich eine Kirche besucht hatte. Es gibt 
einen weltweiten Aufruf zum Gebet und das weit ver-
breitete Gefühl, dass der christliche Glaube in dieser 
Pandemie sehr relevant ist. An Ostern sehen wir das 
Kreuz und unsere Schwäche und Verwundbarkeit und 
die Auferstehung und die letztendliche Hoffnung und 
Botschaft, dass wir nicht verloren oder allein sind. In 
Christus verstehen und entdecken wir den letzten 
Grund, warum wir eine gemeinsame Menschenwürde 
haben. Und Er sagte in Seinen Worten der ultimativen 
Hoffnung: „In der Welt seid ihr in Bedrängnis; aber habt 
Mut: Ich habe die Welt besiegt.“

Johannes de Jong 
Direktor Sallux ECPM Foundation 

Den englischen Originaltext finden Sie unter  
https://us14.campaign-archive.com/?e=17e836b647&u=faebcae 
099d704bcb4586b42a&id=5770020cba 

https://us14.campaign-archive.com/?e=17e836b647&u=faebcae099d704bcb4586b42a&id=5770020cba
https://us14.campaign-archive.com/?e=17e836b647&u=faebcae099d704bcb4586b42a&id=5770020cba


Seite 24 EINDRUCK – das Magazin für Politik von Bündnis C – Nr. 16 – 2020/2

Petition

Petition an die Bundesregierung

Kontaktsperren für Familien 
aufheben!
Laut Erlass der Bundesregierung und verschiede-
ner Länderverordnungen betrafen die Kontakt-
sperren anlässlich der Corona-Krise auch Fami-
lienmitglieder, die nicht im selben Haushalt leben. 
Bündnis C forderte in einer Petition an die Bundes-
regierung die Aufhebung von Kontaktsperren für 
Familien, damit diese ihre besonders in Krisen
zeiten wichtige Sozialverantwortung ausüben 
können. 

Hier der Wortlaut der Petition:
Verwandte außerhalb des eigenen Haushaltes werden 
in verschiedenen Verordnungen wie Fremde behan-
delt und damit von ihren Familienangehörigen isoliert. 
Großeltern sollen ihre Enkel nicht besuchen und um-
gekehrt. Vor Ostern haben einige Bundesländer ihre 
Erlasse nochmals verschärft und die unterschiedlichen 
Regelungen verunsichern die Menschen zusätzlich. 
Damit wird die gerade in Krisenzeiten 
unentbehrliche gegenseitige Unter-
stützung von Familienmitgliedern 
unterbunden. Einerseits wird von 
Frauen- und Kinderrechtsorganisatio-
nen zunehmende Gewalt in Familien 
in der Krise beschworen, obwohl Poli-
zeidienststellen keine zunehmenden 
Einsätze wegen häuslicher Gewalt 
verzeichnen. Andererseits werden Fa-
milienmitglieder daran gehindert, ein-
ander in den vielfältigen Belastungen 
zu helfen, die sie durch geschlossene 
Kitas, Schulen und Sozialeinrichtun-
gen, Jobverlust und andere existen-
tielle Sorgen zu tragen haben. Hilfe 
darf nicht nur in Notfällen dem Nach-
bar erlaubt sein, sondern muss für Fa-
milien generationen- und ortsüber-
greifend möglich sein und gefördert 
werden. Großeltern stecken sich bei 
den Enkelkindern nicht wahrscheinli-
cher an als im Supermarkt. Und wo 
Menschen anstelle der Hilfe von Ver-
wandten Hilfsdienste oder Firmen be-
auftragen müssen, sind sie dem An-

steckungsrisiko durch deren Mitarbeiter genauso 
ausgesetzt und haben zusätzlich die Kosten zu tragen. 
Staatspaternalistische Vorschriften verschärfen die 
Belastung von Familien statt sie zu bevollmächtigen. 
Die Isolation des Individuums schwächt die Zivilgesell-
schaft, wo ihre natürlichen, stabilsten Beziehungen am 
meisten gebraucht werden. 

Wir fordern die Abkehr von einem rein biologistisch be-
gründeten Krisenmanagement. Die soziale Verantwor-
tung von Familien geht weit darüber hinaus, Anste-
ckung zu vermeiden, und muss besonders in 
Krisenzeiten gestärkt werden. Stress kann weitaus län-
ger und beeinträchtigender krankmachen als das Virus. 
Wir fordern bundesweit die umgehende Aufhebung 
von Kontaktsperren für Familienmitglieder ersten und 
zweiten Grades unabhängig vom gemeinsamen Haus-
halt und Wohnort, damit Familien ihre tragende Sozial-
verantwortung wahrnehmen können. 

 
https://www.citizengo.org/de/fm/178240-kontaktsper-
ren-fuer-familien-aufheben

https://www.citizengo.org/de/fm/178240-kontaktsperren-fuer-familien-aufheben
https://www.citizengo.org/de/fm/178240-kontaktsperren-fuer-familien-aufheben
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Spendenaufruf

Spendenaufruf

Liebe Mitglieder und Interessenten,

auch wenn zurzeit vieles pandemiebedingt „stillgelegt“ 
ist, geht bei Bündnis C die Arbeit weiter und die ist 
nicht gerade wenig. 

Für ausschließlich ehrenamtlich tätige Vorstandsmit-
glieder ist vieles nicht zu schaffen, was wir gern tun 
würden, um die Partei voranzubringen. Deshalb su-
chen wir nach wie vor einen Bundesgeschäftsführer. 
Den können wir aber erst einstellen, wenn die Finan-
zierung sichergestellt ist, d. h. dass Gehalt und Ge-
haltsnebenkosten jeden Monat zur Verfügung stehen. 

Wir danken unseren Mitgliedern herzlich, die sich für 
regelmäßige Spenden bereit erklärt haben, so dass 
zurzeit ein Monatsbetrag von 235 € zusammen kommt. 
Das ist aber noch nicht ausreichend. Daher möchten 
wir Sie erneut bitten zu prüfen, ob Sie monatlich einen 
Betrag entbehren können, damit die Arbeit bei Bünd-
nis C sichergestellt wird.

Ein hauptamtlicher Geschäftsführer ist vor allem not-
wendig, um das operative Geschäft qualifiziert abzu-
decken und die Partei strukturell belastbar aufzustel-
len. Wir arbeiten außerdem an einem Konzept für 
interne Kommunikation, und die Öffentlichkeitsarbeit 
muss kontinuierlich am Laufen gehalten werden. Im 
Februar haben wir auf dem Willow Creek Kongress 
unseren neuen Messestand eingeweiht, Flyer über-
arbeitet und es sind 
neue Werbemittel in 
Arbeit. An dieser Stelle 
herzlichen Dank an An-
dreas Wolff, der die Ma-
terialien entworfen hat!

Bitte helfen Sie mit, dass 
Bündnis C als Rufer und 
Mahner in Deutschland 
mit christlich-innovativer 
Politik weitverbreitet be-
kannt gemacht werden 
kann. Gerade jetzt, in 
dieser Zeit, sind wir not-
wendiger denn je.

Gott schütze Sie!

Ute Büschkens-Schmidt 
Stellvertretende  
Bundesvorsitzende



Bündnis C – Christen für Deutschland

DE60660501010108232562

KARSDE66XXX

Dr. Rainer Simon, Daniel Gräber und Karin Heepen 
präsentierten Bündnis C am Messestand auf dem 
Willow Creek Leitungskongress im Februar 2020
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Landesverbände

Ein weiteres Highlight war unser Seminar „Als Laie in 
die Politik – wie macht man das?“. Vom 6. bis 7. 
März 2020 trafen wir uns in Rot am See. Wir waren 10 
Teilnehmer. Tobias Schäfer, ein Coach und Lebens-
berater mit politischer Erfahrung, führte eine motivie-
rende und engagierte Schulung durch. Jede Tagesein-
heit begann mit Lobpreis und einer Andacht. Dann 
waren alle bestens auf die Inhalte des Seminars ein-
gestimmt. 

In einer guten Gemeinschaft konnten wir Theorie und 
Praxis beim politischen Auftreten lernen und üben. Die 
Teilnehmer wissen nun, was auf sie z. B. an einem 
Stand auf dem Marktplatz zukommt. Sie haben auch 
das Handwerkszeug bekommen, um eine politische 
Argumentation und einen Disput führen zu können. 

Wir wollen die Wohnzimmertreffen weiterführen und 
werden in den jeweiligen Wahlkreisen dazu einladen, 
sobald wieder Versammlungen möglich sind. Auch das 
Seminar kann wiederholt werden, wenn Interesse be-
steht.

Aus den Landesverbänden 

Baden-Württemberg

Unsere Aktivitäten 

In unserem Landesverband haben wir schon die kom-
mende Landtagswahl (März 2021) im Blick. Durch das 
besondere Wahlsystem hat jeder Wähler nur eine 
Stimme. Das heißt, im jeweiligen Wahlkreis können 
nur Direktkandidaten gewählt werden. Es gibt keine 
Zweitstimme, d. h. wir können keine Landesliste auf-
stellen. 

Deshalb bemühen wir uns, in den 70 Wahlkreisen Ba-
den-Württembergs möglichst viele Direktkandidaten zu 
finden. Dazu sollen unsere Wohnzimmertreffen die-
nen. Hier lernen wir uns kennen. Wir informieren, wel-
che Voraussetzungen für eine Landtagskandidatur 
vorliegen und welche Formalitäten zu erfüllen sind. Es 
zeigt sich immer wieder, dass es gar nicht so schwierig 
ist, Landtagskandidat/in zu werden.  

Bisher fanden Wohnzimmertreffen in Remchingen  
(am 9.01.2020, 8 Teilnehmer), in Kirchheim/Teck  
(am 10.01.2020, 4 Teilnehmer) und in Freudenstadt 
(am 4.02.2020, 22 Teilnehmer) statt. Bei guter Atmo-
sphäre lernten wir uns kennen. Es wurde allgemein 
über Bündnis C berichtet. Dr. Rainer Simon teilte seine 
Überlegungen zur aktuellen politischen Situation in 
Deutschland mit. Zum Schluss machten wir uns noch 
über die kommende Landtagswahl in Baden-Württem-
berg und über die Aufstellung eines Landtagskandida-
ten Gedanken.

Motivierte und fröhliche Teilnehmer  
beim Seminar in Rot am See 

Dr. Rainer  
Simon

Stellvertretender 
Landesvorsitzender  
Baden-Württemberg
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Landesverbände

Sachsen

Bericht vom Landesparteitag 

Wir trafen uns am 7. März 2020 in Nossen, um die 
Neuwahl des Landesvorstandes vorzunehmen. Ge-
wählt wurden:

Thomas Lamowski als Landesvorsitzender 
Martin Rübner als Stellver. Landesvorsitzender 
Samuel Weiß als Landesschatzmeister 
Andreas Türpe, Hartmut Voß, Martin Stiehler und 
Janko Vieweg als Beisitzer

Am Landesparteitag wurden außerdem folgende The-
men besprochen:

Wir bedauern den Beschluss des Bundesverfas-
sungsgerichtes zu § 217 Strafgesetzbuch. Ist der 
Mensch wirklich Eigentümer seines Lebens oder Ver-
walter? Es gibt kein unwürdiges Leben, nur unwürdige 
Umstände, und es gibt mittlerweile sehr gute Schmerz-
therapien. Der Unterschied des Christentums zum Hu-
manismus ist die Evolution: der Starke frisst oder ver-
drängt den Schwachen. Es braucht Hinwendung und 
Hilfe für die Schwachen. Zu dem oft gehörten Einwand 
älterer und kranker Mitmenschen „Ich bin doch nur eine 
Last für andere“ sagen wir: Das ist normal. Gerade am 
Anfang und am Ende des Lebens ist man auf andere 
angewiesen. Nützlichkeit ist kein Kriterium für die Würde 
des Menschen. Sterbehilfe birgt die enorme Gefahr der 
einfachen Entledigung von Verantwortung. 

Zum Umgang mit anderen Parteien: Wir haben uns 
nach kurzer Diskussion darauf geeinigt, mit allen Par-
teien zu reden und, wo es Schnittmengen gibt, zusam-
menzuarbeiten. Unvereinbarkeiten geben unsere Sat-
zung und die Grundsätze vor sowie das persönliche 
Gewissen und unsere Verantwortung vor Gott.

Koalitionsvertrag der sächsischen Landesregie-
rung: Wir begrüßen, dass das Landeserziehungsgeld 
erhalten bleibt und ausgebaut werden soll.  Zur wirt-
schaftlichen Entwicklung haben wir Bedenken zur Sta-
bilität der Energieversorgung in der Zukunft. Wir be-
fürworten die Forschung zum Wasserstoff-Antrieb für 
Autos. Es wurde die Befürchtung geäußert, dass die 
jetzigen Elektroautos schnell von anderen Technolo-
gien verdrängt werden.

Thomas Lamowski 
Landesvorsitzender Sachsen

Nachruf

Der Landesvorstand Sachen erfuhr im November, dass 

Lennhard Posselt

geb. 18.01.1952, Beisitzer im Landesvorstand Sachsen, im Sommer 2019 heimgegangen ist.  

Er war ein aktives Mitglied aus dem Dreiländereck Polen, Tschechien und Deutschland. Von Beruf war er Gärtner­
meister und mittlerweile Frührentner und litt unter sehr starken Schmerzen.

Zeitweise leitete Lennart Posselt die Regionalsynode Oberlausitz der Sächsischen Landeskirche. Mit einem Verein 
und Gottes Gnade machte er ein kirchliches Freizeitheim, das verkauft werden sollte, zu einem der erfolgreichsten 
in Sachsen.

Gerade von dieser Arbeit konnte er uns viele Zeugnisse geben, wie unser Herr Jesus Glauben und konsequente 
Nachfolge belohnt. Wir bekamen von ihm viele gute Ratschläge, aber auch Einblicke in die Probleme der Grenz­
region.

Lennart Posselt hinterlässt seine Frau und vier erwachsene Kinder.

Wir danken unserem Herrn für diesen Bruder.

Der Landesverband Sachsen
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Landesverbände

Niedersachsen

Landesparteitag am 25.01.2020  
in Hannover

Die Mitglieder haben gewählt. 

Hier der neue Landesvorstand für Niedersachsen: 

Thomas Wiethe wurde als Landesvorsitzender ein-
stimmig wiedergewählt. Als Stellvertreter wurden Klaus 
Dieter Schlottmann und Hermann Bohnenkamp und 
als Schatzmeister Emil Weigand einstimmig gewählt. 
Beisitzer wurden Martin Schönhoff, Harald Baumgart, 
Jens Kowalzik und Annegret Spilker. Es konnte ein 
Bündnis C Gebetskreis gegründet werden.

Unsere Mandatsträger aus der Kommunalpolitik haben 
uns einen tiefen Einblick in ihre Arbeit gestattet. Martin 
Schönhoff aus dem Gemeinderat Wedemark bildet mit 
der FDP eine Gruppe mit den Schwerpunkten Bildung, 
Familie und Soziales, um in den entsprechenden Aus-
schüssen mitarbeiten zu können. Martin Schönhoff 
möchte in 2021 erneut für den Gemeinderat kandidieren.

Hermann Bohnenkamp berichtet aus dem Gemeinde-
rat Bad Essen. Er bildet mit 11 SPD Mitgliedern und 
einem FDP-Mitglied eine Gruppe mit dem Schwer-
punkt Kinder-und Jugendhilfe. Die Gruppe arbeitet 
sachbezogen gut zusammen. Auch Hermann Bohnen-
kamp möchte 2021 wieder zur Wahl antreten.

Klaus-Dieter Schlottmann plant für den Stadtrat in Gif-
horn wieder zu kandidieren.

Der designierte Landesvorsitzende spricht über die 
Agenda zur Kommunalwahl und das gewünschte Kan-
didatenprofil. Die Direktansprache von potentiellen Kan-
didaten beginnt ab sofort. Es laufen außerdem Gesprä-
che mit Ratsherren aus dem Stadtrat Hannover über 

eine Zusammenarbeit mit Bündnis C. Potentielle Kandi-
daten sollten im Grundgesetz und in der Bibel fest ver-
ankert sein und die Trennung von Staat und Kirche res-
pektieren. Sie müssen aktiv auf Menschen zugehen 
können und wissen, dass der Kommunalwahlkampf viel 
Zeit kostet, und bereit sein, diese für Bündnis C zu in-
vestieren. Zunächst folgt also die Kandidatenkür und 

gipfelt im Herbst oder im Frühjahr in der 
Aufstellungsversammlung, um genug 
Zeit für Werbung und ggf. für das Sam-
meln von Unterstützungsunterschriften 
zu haben. 

Der Landesvorsitzende spricht über die 
geplante Aufbauarbeit im Bundesver-
band und damit in den Ländern. Zu die-
sem Zweck sollen auf Landesebene die 
folgenden Teams gegründet werden: 

Team Landesverbandsaufbau Nie-
dersachsen mit den Mitgliedern Emil 
Weigand, Hermann Bohnenkamp und 
Klaus Dieter Schlottmann 

Team Öffentlichkeitsarbeit mit den 
Mitgliedern Thomas Wiethe, Jacques Roland, Klaus 
Dieter Schlottmann und Harald Baumgart.

Der Landesverbandsaufbau zielt auf Mitgliedergewin-
nung und Betreuung und den Aufbau von Verbands-
strukturen ab. Ideen dazu sind Veranstaltungen wie 
Wohnzimmertreffen, Nachbarschaftstreffen und eine 
Roadshow durch die Gemeinden. Das Team Öffent-
lichkeitsarbeit ist für interne und externe Kommunika-
tion zuständig, den Aufbau eines Presseverteilers und 
die Pflege des Internetauftritts. Bei der nächsten Lan-
desvorstandssitzung wird das PR Konzept für Nieder-
sachsen vorgestellt.

Es war insgesamt eine gesegnete Zeit in großer Ein-
tracht. Wir gingen mit vielen guten Ideen nach Hause. 
Bündnis C ist eine starke Gemeinschaft für Nieder-
sachsen/Bremen.

Thomas  
Wiethe

Landesvorsitzender 
Niedersachsen
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Landesverbände

Verena  
Thümmel

Stellvertretende  
Landesvorsitzende 

Bayern

Nordrhein-Westfalen

Treffen für Mitglieder und Interessenten 

Am 29. Februar 2020 gab es die Möglichkeit, sich das 
erste Mal zu einem Austausch zur Gründung eines 
Landesverbandes in Nordrhein-Westfalen zu treffen. 
Ich bedanke mich bei der Josua Kirche in Dortmund, 
die uns ihre Räume zur Verfügung stellte.

Es war der Wunsch von mehreren Mitgliedern und Inter-
essenten, an einer Gründung des Landesverbandes in 
NRW mitzuwirken. Ich bin vom Bundesvorstand beauf-
tragt worden, dies zu koordinieren und bei der Verbands-
gründung zu helfen. Zweck des ersten Treffens war, sich 
kennen zu lernen und auszutauschen, aber auch die 
Möglichkeit, Fragen zu stellen und Material mitzuneh-
men. Leider konnten an dem Treffen nur zwei Personen 
teilnehmen. Trotzdem hatten wir eine gute Zeit und 
einen regen Austausch und bleiben in Verbindung.

In Zukunft ist öfter eine Videokonferenz geplant, um in 
Kontakt zu bleiben, da aufgrund der Corona-Beschrän-
kungen wir uns im Moment nicht treffen konnten. 

Alle Mitglieder und Interessenten, die weiter am Aufbau 
eines Landesverbandes in NRW interessiert sind, kön-
nen sich gern an mich wenden: Verena.Thuemmel@
buendnis-c.de

Ankündigung Bundesparteitag 

Der diesjährige ordentliche  
Bundesparteitag 

findet am 10. Oktober 2020  
in Fulda statt.

Unsere Mitglieder erhalten die Einladung mit den Beschlussvorlagen satzungsgemäß 
im September 2020. 

Der Parteitag ist öffentlich. Gäste sind willkommen.

Die konkrete Ausgestaltung wird sich nach den dann geltenden Vorschriften richten.  

Bitte reservieren Sie den Termin!

Anträge zum Bundesparteitag sind satzungsgemäß bis 
zum 10.09.2020 bei der Bundesgeschäftsstelle 
einzureichen.

Jetzt an
melden!

Ankündigung Bundesparteitag

mailto:Verena.Thuemmel%40buendnis-c.de?subject=Aufbau%20eines%20Landesverbandes%20/%20Bezug%20Eindruck-Heft%2002/2020
mailto:Verena.Thuemmel%40buendnis-c.de?subject=Aufbau%20eines%20Landesverbandes%20/%20Bezug%20Eindruck-Heft%2002/2020
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Türkei und EU

Keiner Erpressung durch die Türkei nachgeben

Über der Corona-Krise drohen die Gefahr an den 
Grenzen Griechenlands durch neue Flüchtlings-
ströme aus der Türkei und die Zustände in den 
griechischen Lagern in Vergessenheit zu geraten. 
Präsident Erdogan will damit weitere Zahlungen 
der EU aus dem Flüchtlingsdeal erpressen. Statt-
dessen sollte die EU Sanktionen gegen die Türkei 
verhängen, um diesen Missbrauch der Flüchtlinge 
gegen Europa zu stoppen.  

Die Türkei hält seit 2018 nach einer Vereinbarung mit 
Russland zwölf Militärstützpunkte in der syrischen Pro-
vinz Idlib besetzt und hat seit 2016 immer neue Regio-
nen entlang der Grenze auf syrischem Staatsgebiet 
annektiert: 2016 Dscharablus, 2018 Afrin, 2019 Tel 
Abyad und Ras al-Ain. Das türkische Militär kämpft zu-
sammen mit den islamistischen Rebellentruppen der 
Freien Syrischen Armee und der al-Nusra-Front (al-
Qaida) im Westen gegen das Assad-Regime und öst-
lich des Euphrat gegen die kurdisch geführte Demo-
kratische Selbstadministration (DSA) in Nordostsyrien. 

Im Februar begann das Assad-Regime mit russischer 
Unterstützung neue Angriffe auf Idlib, um diese letzte 

Bastion der Rebellentruppen zurückzuerobern. Damit 
wurde erneut ein dramatischer Flüchtlingsstrom in 
Richtung der türkischen Grenze ausgelöst, die Erdo-
gan jedoch abriegelt. Um seine Kontrolle über Idlib zu 
erhalten, schickte er zusätzliche Einheiten der türki-
schen Armee über die Grenze, die das Assad-Regime 
angriffen. Daraufhin beschossen Assad-Truppen und 
Russland die türkischen Stützpunkte in Idlib. Seitdem 
steht die Türkei mit den dschihadistischen Truppen der 
Armee Assads mit der Unterstützung Russlands in 
einem direkten Krieg gegenüber. Mithilfe türkischer 
Raketen, schwerer Waffen, Drohnen und Flugzeuge 
haben die Dschihadisten seit Ende Februar die As-
sad-Truppen nach Süden zurückgedrängt.

Nach zahlreichen Opfern der Kämpfe auf türkischer 
Seite forderte Erdogan den Beistand der NATO-Part-
ner in seinem Krieg gegen Syrien ein, den er selbst mit 
seinen völkerrechtswidrigen Interventionen begonnen 
hat. Hinter dem Assad-Regime hingegen steht außer 
Russland auch der Iran, der jedoch durch die Sank
tionen und massive Corona-Ausbrüche stark ge
schwächt ist.  
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Türkei und EU

Expansion in Richtung Libyen
Parallel hat Erdogan seit Januar türkische Truppen 
und dschihadistische Söldner aus Syrien nach Libyen 
verlegt zur Unterstützung des libyschen Premier 
al-Sarradsch. Mit einem im November mit der liby-
schen Regierung geschlossenen Abkommen will Erdo-
gan die zwischen beiden Staaten bestehenden See-
grenzen neu ziehen und sich damit Erdgasfelder im 
östlichen Mittelmeer sichern. Damit würde die geplante 
Gaspipeline zwischen Israel, Ägypten und Griechen-
land abgeschnitten, die auch die EU unabhängiger von 
russischem Gas machen soll. Ägypten kritisierte die 
türkische Präsenz in Libyen und deren Kollaboration 
mit Muslimbrüdern und anderen Islamisten als Ver-
such der türkischen Regierung, ihre Macht in Regionen 
des ehemaligen Osmanischen Reichs auszuweiten. 

Kein NATO-Bündnisfall
Seit Anfang März setzte das türkische Regime die EU 
und die NATO unter Druck, ihren Krieg gegen Syrien 
zum Bündnisfall zu erklären, indem es zehntausende 
Flüchtlinge vor allem aus Afghanistan und dem Iran an 
die griechische Grenze transportierte, um sie zu stür-
men und einen neuen Flüchtlingsstrom nach Europa 
auszulösen. Europa soll die Kritik an den illegalen tür-
kischen Invasionen und Menschenrechtsverletzungen 
in Nordost-Syrien und Afrika einstellen. Außerdem will 
Erdogan weitere Mittel aus dem Flüchtlingsdeal mit der 
EU von 2016 erpressen. Die Türkei beherbergt etwa 4 
Millionen Flüchtlinge aus Syrien. Für deren Versor-
gung erhielt sie seit dem Deal von der EU bisher 3 Mil-
liarden €. 

Die Türkei trägt die Verantwortung
Angesichts der Erpressungsversuche der Türkei müs-
sen die EU und die NATO klarstellen, dass Europa in 
keiner Weise Verantwortung trägt für die Kriege in Sy-
rien und damit in keiner Pflicht steht, für die Schäden 
und Katastrophen aufzukommen, die diktatorische Re-
gime im Nahen Osten verursachen. Gegen den von 
Erdogan erzeugten Ansturm an der Grenze zu Grie-
chenland wurden die Maßnahmen zum gemeinsamen 
Schutz der EU-Außengrenzen mit FRONTEX Einhei-
ten verstärkt. Statt weiterer Zahlungen aus dem Flücht-
lingsdeal sollte die EU Sanktionen gegen die Türkei 
verhängen, um diesen Missbrauch der Flüchtlinge 
gegen Europa zu stoppen. Das türkische Regime darf 
keine Gelegenheit erhalten, das christlich-humanisti-
sche Selbstverständnis Europas mit provozierten 
Flüchtlingsströmen zu missbrauchen. 

Recht auf Asyl garantieren
Gleichzeitig stehen wir mit unserem humanitären Ver-
ständnis von Menschenwürde und Barmherzigkeit in 
der moralischen Verantwortung, das Elend der miss-
brauchten Menschen an den Grenzen der EU zu lin-
dern. Neben der Sicherung der Außengrenzen braucht 
es kontrollierte Zugänge, mit denen wir das Recht auf 
Asyl weiterhin Verfolgten und den Bedürftigsten ge-
währen. Für die Realisierung muss die EU vor allem in 
den Lagern Griechenlands und Italiens schnellstens 
solidarische Hilfe schaffen, um einen Bürgerkrieg zwi-
schen Einheimischen und Flüchtlingen zu verhindern. 

Internationale Schutzzone
Nicht zuletzt gefährden die imperialistischen Pläne Er-
dogans und das Agieren des Assad-Regimes mit 
Russland und dem Iran die Sicherheit Israels. Hier ste-
hen wir mit den USA zusammen in der Pflicht, feindli-
che Vernichtungspläne zu vereiteln. Entlang der syri-
schen Grenze zur Türkei braucht es eine internationale 
Schutzzone der NATO, um die Expansionskriege Er-
dogans zu stoppen. Die Syrisch-Demokratischen 
Streitkräfte (SDF) und die Demokratische Selbstadmi-
nistration (DAS) in Nordostsyrien brauchen von Europa 
und den USA Unterstützung, um in den befriedeten 
syrischen Gebieten die Voraussetzungen für die Rück-
kehr und Ansiedlung syrischer Flüchtlinge aus der Tür-
kei zu schaffen. Damit werden der Türkei die Flücht-
linge als Druckmittel aus der Hand genommen. 
Waffenexporte an NATO-Partner Türkei verbieten sich 
von selbst, bis das Regime seine völkerrechtswidrigen 
Aggressionen aufgibt.

Karin Heepen

Bundesvorsitzende 
Bündnis C
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Pressemitteilung

Am Aschermittwoch hat das Bundesverfassungs-
gericht entschieden, dass das Verbot der ge-
schäftsmäßigen Förderung der Selbsttötung ver-
fassungswidrig ist. Bündnis C mahnt, dass die 
Gleichsetzung des Rechts auf Leben und des 
Rechts auf Tod der organisierten Sterbehilfe die 
Tore öffnet. 

Nach Artikel 2 des Grundgesetzes hat jeder das Recht 
auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er 
nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die 
verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz 
verstößt. Jeder hat das Recht auf Leben und körperli-
che Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist unver-
letzlich.

Diese Freiheit der Person reklamiert das BVG in sei-
nem Urteil vom 26.02.2020 auch für ein selbstbestimm-
tes Sterben. Das Verbot der geschäftsmäßigen Förde-
rung der Selbsttötung verletzt demnach das allgemeine 
Persönlichkeitsrecht, seinem Leben selbstbestimmt 
ein Ende zu setzen.  Denn der Staat muss auch dafür 
sorgen, dass für die Selbsttötung „… hinreichend 
Raum zur Entfaltung und Umsetzung verbleibt.“ Ärzte 
zeigen bislang wenig Bereitschaft, Suizidhilfe zu leis-
ten, und können dazu auch nicht verpflichtet werden.

Die selbstbestimmte Verfügung über das eigene Le-
ben bezeichnet das BVG als unmittelbaren Ausdruck 
der der Menschenwürde innewohnenden Idee autono-
mer Persönlichkeitsentfaltung. Diese Definition der 
Menschenwürde lehnen wir ab, da der Mensch sich 
weder selbst das Leben, noch seine Würde geben 
kann. Im Gegenteil nimmt er sich mit der Selbsttötung 
das Leben und seine Würde und gibt sie damit auf. 

Deshalb verpflichten Art. 1 Abs. 1 Satz 2 GG in Verbin-
dung mit Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG den Staat nicht, die 
Autonomie des Einzelnen bei der Entscheidung über die 
Beendigung seines Lebens zu schützen. Und schon gar 
nicht wird, wie im Urteil des BVG behauptet, dadurch 
das Leben als solches geschützt, sondern verwirkt. 

Wie in der Urteilsbegründung zutreffend festgestellt 
wird, ist in Ländern mit liberalen Regelungen zur Sui-
zid- und Sterbehilfe ein stetiger Anstieg assistierter 
Selbsttötungen und von Tötungen auf Verlangen zu 
verzeichnen. Dieser Anstieg geht mit dem vom BVG 
statuierten Irrglauben einher, dass „der eigene Tod 
nicht mehr als unbeeinflussbares Schicksal hingenom-
men werden muss.“

Wo sich der Mensch zum Herrn über Leben und Tod 
aufschwingt, ist niemand mehr seines Lebens sicher – 
weder ungeborene Kinder, noch alte, kranke oder be-
hinderte Menschen, noch Gegner dieser Kultur des 
Todes. 

Der Staat darf nach dem Grundgesetz zurecht nicht die 
Freiheit und Selbstbestimmung der Bürger einschrän-
ken, aber er muss den gesetzlichen Rahmen schaffen, 
dass die Bürger diese Freiheit in Verantwortung fürein-
ander wahrnehmen, und nicht in radikaler Selbstbezo-
genheit. Selbstbestimmte Autonomie als höchstes 
Dogma gerät zwangsläufig mit der Verantwortung z. B. 
von Angehörigen in Konflikt, die ihr selbstbestimmtes 
Leben einschränken zugunsten der Pflege eines alten 
Menschen. Diese Opferbereitschaft und bestmögliche 
Behandlung Schwerkranker zu stärken muss das An-
liegen einer humanen Gesellschaft sein, und nicht die 
Giftspritze zu reichen. Ethik hat entweder Sozialcha-
rakter oder sie wird zur tödlichen Selbstbezogenheit 
pervertiert. 

Am Aschermittwoch wurde vom Bundesverfassungs-
gericht die Entscheidung über Leben und Tod in das 
Ermessen des Individuums gestellt und der gesell-
schaftliche Schutz des Lebensendes eingeäschert. Die 
autonome Entscheidung des Einzelnen ist jedoch kein 
zuverlässiger Kompass für den Schutz des Lebens, die 
gewerbsmäßige Hilfe zum Suizid hingegen eine Tür, 
die zuverlässig in den Tod führt. Wir fordern die Bun-
desregierung auf, das Gesetz so neu zu formulieren, 
dass es nicht der Hilfe zum Sterben, sondern der Hilfe 
zum Leben unanfechtbar Geltung verschafft.

Nein zur gewerbsmäßigen Sterbehilfe
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Zum Verwenden

Formular zum Anfordern von Infomaterial
Schneiden Sie diese Seite aus und geben Sie sie auch an Freunde weiter!

Ich habe von Bündnis C gehört und möchte mehr 
erfahren, bitte senden Sie mir Folgendes zu:

O � Das Kennenlern-Infopaket (Aktuelle Faltblätter und 
die Grundsätze sowie die aktuelle Ausgabe des 
Magazins EINDRUCK)

O  Ich brauche ____ Stück von den Handzetteln

O � Ich brauche ____ Stück von den Treppenfalz-Falt-
blättern

O � Ich brauche ____ Stück vom aktuellen EINDRUCK-
Magazin zum Auslegen bei ______________ bzw. 
für das Verteilen im Bekanntenkreis.

O � Ich brauche ____ Stück von den Grundsätzen und 
Eckpunkten.

Mein Anschrift, unter der ich postalisch erreichbar bin:

Anrede: ____________________________________

Name: _____________________________________

Vorname: __________________________________

Straße und Hausnummer, evtl. Adresszusatz:

___________________________________________

___________________________________________

PLZ und Ort: ________________________________

Telefonnummer oder E-Mail-Adresse für Rückfragen:

___________________________________________

Bitte postalisch senden oder per Handyfoto mailen an:

Bündnis C – Christen für Deutschland
Bundesgeschäftsstelle 
Winterstraße 29, 76137 Karlsruhe
E-Mail: info@buendnis-c.de

www.buendnis-c.de

Bündnis C - Christen für Deutschland
Bundesgeschäftsstelle 
Postfach 410810 
76208 Karlsruhe
E-Mail: info@buendnis-c.de

Leben schützen und aufwerten
Kinder willkommen heißen - Adoption statt Abtreibung
Schwache stützen, Behinderte integrieren
Altern in Würde: Familienzusammenhalt gegen Pfl egenotstand

Freiheit in Verantwortung vor Gott und Menschen 
Gewissens- und Religionsfreiheit sind Recht und Pfl icht
Balance von Rechten des Einzelnen und Gemeinwohl 
Ethische Fundamente des Zusammenlebens sichern

Zukunftsmodell Familie statt Gender-Ideologie 
Gesunde Ehen und Familien für eine gesunde Gesellschaft 
Kinder schützen, Jugend befähigen  
Sozialverantwortung der Generationen füreinander 

Schöpfung, Umwelt und Natur bewahren 
Artgerechte Tierhaltung und lebensraumnahe Landwirtschaft
Artenvielfalt erhalten, keine Monokulturen fördern
Nachhaltige Umwelt- und Energiepolitik statt Alarmismus

Dafür stehen wir ...

Marktwirtschaft: für den Menschen, fair, kooperativ
Nachhaltigkeit mit familiengerechten Arbeitsbedingungen
Bürokratieabbau und einfacheres Steuersystem
Bedingtes Grund- und Erziehungsgehalt 

Erziehung und Bildung integrativ
Erziehungsverantwortung der Eltern stärken
Freier Wettbewerb von Bildung, Forschung und Lehre
Flüchtlinge verantwortlich ausbilden 

Außenpolitik, Islam und Israel
Starke Nationen für ein starkes Europa
Politischen Einfl uss des Islam stoppen
Besondere Verantwortung Deutschlands: zu Israel stehen

Eckpunkte und Grundsätze unserer Politik:

Als Christen sind wir nicht dem 
politischen Zeitgeist verpfl ichtet, sondern 

Gottes gutem Willen für diese Welt. Wir bieten
zukunftsfähige Politik mit gutem Gewissen!

IHRE PARTEI
AN DER SEITE ISRAELS

www.buendnis-c.de

Wir � ehen zu Isra� !

Kürzer geht es kaum: 
Unser Mini-Handzettel 
liefert einen Schnellüber-
blick über das Positions-
spektrum von Bündnis C.

Minibroschüre zu unserer  
Israel-Politik, kurzgefasst

Grundsätze und Eckpunkte
für eine Politik nach christlichen Werten

Grundsätze und 

Links

Rechts

Bündnis C 

1

3

2

4

6

5

Bündnis C - Christen für 

Deutschland - AUF&PBC

Anspruchsvoll: Unsere  
„Grundsätze und Eckpunkte für  
eine Politik nach christlichen Werten“

mailto:info%40buendnis-c.de?subject=Bestellung%20von%20Infomaterial
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XXXXXSchlusswort

heute möchte ich die Frage stellen: Ist es wichtig, Mit-
glied in einer Partei zu sein?

Ich finde diese Frage sehr spannend und würde sie 
unter normalen Umständen vielleicht auch anders be-
antworten. Seit mehr als 70 Jahren stehen uns in 
Deutschland fast immer die gleichen Parteien bei Wah-
len zur Verfügung, die noch dazu ihre Ziele immer 
mehr aneinander angleichen. Nur an den Rändern gibt 
es leichte Veränderungen und auch mal ein neues An-
gebot. Wenn man aber ehrlich ist und genau hinsieht, 
muss man feststellen, dass es wieder nur das Gleiche 
ist, nur etwas mehr rechts oder links. 

Alle diese Parteien versuchen, so viel wie möglich 
unter einen Hut zu bringen. Dabei muss man aber im-
mer wieder sehen, dass Feuer und Wasser genau so 
wenig zusammenpassen wie Finsternis und Licht. Wer 
diesen Einheitsbrei möchte, braucht kein Mitglied in 
einer solchen Partei zu sein. Es reicht aus, wenn er sie 
wählt.

Für eine Partei wie Bündnis C, die sich klar positioniert 
und neue innovative Wege gehen möchte, ist es aber 
fast unmöglich, ohne ausreichend Mitglieder den 
Durchbruch zu schaffen. Dies gilt auch für andere neue 
Parteien, die nicht mit im Einheitsbrei rühren. Ja, es 
gelingt immer wieder an Kommunalwahlen oder auch 
an der Europawahl teilzunehmen. Aber die Frage, die 

Liebe Mitglieder, liebe Leser, 

man sich stellen muss, ist doch: Wer 
nimmt uns wirklich nachhaltig wahr, wie 
kann politische Arbeit stattfinden?

Es braucht viele Köpfe, die bereit sind, 
sich zu engagieren, aber auch viele, 
die durch Ihre Mitgliedschaft bekennen, 
dass sie hinter dieser Arbeit stehen. 
Bevor neue Parteien bei Wahlen Er-
folge hatten, sind sie vorher aufgefallen 
durch Mitgliederzahlen. Also lassen sie 
uns an die Arbeit gehen und jede Ge-
legenheit nutzen, neue Mitglieder für 
Bündnis C zu gewinnen, gerade in der 
jetzigen Unsicherheit und Verwirrung.

Bündnis C – Christen für Deutschland 
ist eine politische Partei, in der Christen 
gemeinsam der Gesellschaft dienen. 
Wir haben uns als Partei einer Politik 
nach christlichen Grundsätzen ver-
pflichtet und bringen uns damit ins poli-

tische Geschehen ein. Unseren politischen Lösungen 
liegen das biblische Menschenbild und die christliche 
Ethik zugrunde, die unsere Kultur und den freiheit-
lich-demokratischen Rechtsstaat von ihren Wurzeln 
her geprägt haben. 

Das ist unser Markenzeichen und der Unterschied 
auch zu Widerstand2020. Wir werden nicht wiederher-
stellen, was vorher war. Das spüren viele. Aber wir kön-
nen Wege aus dieser Krise heraus weisen, die unser 
Land von seinen christlichen Wurzeln her erneuern.

Ich wünsche Ihnen und uns allen ein gutes Gelingen 
und Gottes reichen Segen.

Mathias 
Scheuschner

Stellvertretender 
Bundesvorsitzender

Schlusswort
 

* freiwillige Angaben 

 

 

Antrag auf Mitgliedschaft 

Ich beantrage die Mitgliedschaft in der Partei Bündnis C – Christen für Deutschland 

Vorname  
 

 
 

Titel  
 

Nachname 

 

Straße, Hausnummer  
 

 
 

 
Telefon 

 

PLZ  
Wohnort 

 

Stadt/Landkreis (=KFZ-Kennzeichen) Bundesland 
 

 
 

Staatsangehörigkeit 

Geburtsdatum (TT.MM.JJJJ) 
 

Geschlecht 
Familienstand 

 

Fax  
 

Handy  
 

 
E-Mail 

 

Erlernter Beruf*  
 

 
 

Ausgeübter Beruf* 

 

Konfession/Verband*  
Kirchengemeinde*  

 
 

Sitz der Kirchengemeinde* 

 

In diesem Bereich könnte ich mich einbringen:  

 

 

Der Mitgliedsbeitrag beträgt für Einzelmitglieder 70,00 Euro und für Ehepaare 100,00 Euro pro Kalenderjahr. 

 Ich zahle den Mitgliedsbeitrag in Höhe von _________ Euro  halbjährlich  jährlich 

 Ich zahle freiwillig einen erhöhten Beitrag von ___________ Euro  halbjährlich   jährl. 

 Ich beantrage einen ermäßigten Beitrag von ___________ Euro   halbjährlich  jährlich 

Begründung siehe Rückseite  

Beitragsermäßigung oder Beitragserlass werden bei finanziellen Schwierigkeiten auf Antrag für jeweils ein Jahr gewährt (Finanzordnung §2 Abs. 5) 

Ich erkläre, dass ich: 

 keiner anderen Partei angehöre 

 deutscher Staatsbürger bin, bzw. seit mindestens drei Jahren meinen ständigen Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland 

habe 

 keiner links- oder rechtsextremistischen Vereinigung angehöre oder solche fördere, die den Zielen von Bündnis C – Christen für 

Deutschland entgegenstehen 

 mich zu den Grundsätzen & Eckpunkten, sowie den Zielen von Bündnis C – Christen für Deutschland bekenne, sowie das 

Apostolische Glaubensbekenntnis und die Satzung von Bündnis C – Christen für Deutschland anerkenne 

 das Deutsche Grundgesetz und die freiheitlich-demokratische Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland bejahe 

 die beigefügte Datenschutzerklärung zur Kenntnis genommen habe und akzeptiere. 

 
 

Ort, Datum 
 

 
 

 
Unterschrift (Bei Personen unter 18 Jahren. zusätzl. Unterschrift von Erziehungsberechtigten) 

 
 
 

m   w  
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